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Der Kommentar 

30 Jahre WIK 
Am 11. Dezember feierte das 
WIK im Bonner Rheinhotel 
Dreesen sein 30-jähriges Jubilä-
um. Im Juli 1982 wurde das 
Institut vom damals noch existie-
renden Bundesministerium für 
das Post- und Fernmeldewesen 
als interner Think Tank der 
Deutschen Bundespost gegrün-
det. Mit der Veränderung des 
Sektors hat sich das WIK dann 
in seiner Rolle neu definiert und 
seine Organisationsstruktur wei-
terentwickelt. Fast 150 geladene 
Gäste aus Wirtschaft, Ministe-
rien, der Bundesnetzagentur, 
Verbänden, der Wissenschaft 
sowie frühere Mitarbeiter feier-
ten mit uns dieses besondere 
Ereignis. 

Viele unserer Gäste waren über-
rascht, dass das WIK bereits seit den 
achtziger Jahren wesentliche Beiträ-
ge zur Sektorreform und Sektorge-
staltung von Telekommunikation und 
Post geleistet hat. In der Tat, die Li-
zenzierung von Wettbewerbern im 
Mobilfunk, die Trennung von Post und 
Telekommunikation, die ersten zag-
haften Schritte der Marktöffnung und 
die Privatisierung der großen Staats-
unternehmen haben ihre Wurzeln in 
den achtziger Jahren. Alle Reform-
schritte waren heftig umkämpft. Das 
WIK und seine Mitarbeiter waren bei 
diesem Ringen immer an „vorderster 
Front“ dabei. Das WIK hat dabei nicht 
nur Denk- und Konzeptionierungsar-
beit geleistet, wir waren auch bei der 
argumentativen Durchsetzung und im 
Implementierungsprozess engagiert. 

Durch unserer Engagement für wirt-
schaftliche Effizienz, Marktöffnung, 

Wettbewerb und Priva-
tisierung haben wir uns 
nicht nur Freunde ge-
macht. Fast alle unserer 
Vorschläge waren heftig 
umstritten, als wir sie 
gemacht haben. Für 
manche unserer Vor-
schläge sind wir (zu-
nächst) belächelt wor-
den (wie etwa die Auk-
tionierung von Fre-
quenzen), für manche 
sind wir auch angefein-
det worden. Gleichwohl, 
mit unseren Vorschlä-
gen und Empfehlungen  
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haben wir einen guten Track Record: 
80 bis 85% unserer Vorschläge ha-
ben sich am Ende durchgesetzt;
manche schneller, manche langsa-
mer. Viele unserer seinerzeit umstrit-
tenen Vorschläge sind heute Ge-
meingut, allgemein akzeptiert und 
keiner kann sich heute oft mehr vor-
stellen, wie es anders hätte sein kön-
nen.

Diese Erfahrung und unser guter 
Track Record ermuntern uns, an un-
serem Kurs festzuhalten. Denn auch 
heute erleben wir es immer noch, 
dass manche unserer Vorschläge ig-
noriert, belächelt oder bekämpft wer-
den. Engagierte Politik- und Regulie-
rungsberatung stellt auch heute kein 
gefahrloses oder immer Spaß verur-
sachendes Unterfangen dar. Wir blei-
ben unserem Kurs treu: Wir lassen 
uns in unseren Empfehlungen von 
ökonomischer Effizienz, Wettbewerb 
und Kundennutzen und nicht von In-
dividualinteressen leiten.

Grußworte von Jochen Ho-
man, Präsident der Bundes-
netzagentur

Jochen Homann, Präsident der Bun-
desnetzagentur, hob in seiner Begrü-
ßungsansprache hervor, dass der 
Brückenschlag zwischen Wissen-
schaft, Politik und Wirtschaft, für den 
das WIK steht und hierzu seinen Bei-
trag geleistet hat, wesentlich zur Ent-
wicklung der Netzindustrien beigetra-
gen hat. In der Analyse und Regulie-
rung von Netzindustrien haben, so 
Homan, die Bundesnetzagentur und 
das WIK parallel und im Gleichklang 
die Erweiterung ihres Befassungs-
portfolios betrieben und sind insofern 
gemeinsam gewachsen. Er drückte 
seinen Wunsch und seine Erwartung 
aus, dass sich das WIK im Bereich 
der Energieökonomie eine ähnlich 
starke Rolle und Reputation erarbeitet 
wie im Bereich von Post und Tele-
kommunikation.

Grußworte von Bärbel
Vogel-Middeldorf, BMWi

Für das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie und gleichzei-
tig als Vertreterin des Gesellschafters 
des WIK übermittelte Frau Ministeri-
aldirigentin Vogel-Middeldorf Grüße 
und Glückwünsche. Sie hob in ihrer 
Ansprache hervor, dass der Name 
des Instituts besonders eng verbun-
den ist mit der rasant verlaufenden 
Liberalisierungs- und Regulierungs-
geschichte in der Telekommunikation. 
Frau Vogel-Middeldorf konstatierte, 
dass das WIK die Entwicklung und 
Etablierung einer effizienz- und wett-
bewerbsorientierten Regulierungspoli-
tik und damit die Erweiterung des 
wirtschaftspolitischen Instrumenten-
kastens in Deutschland ganz wesent-
lich vorangetrieben hat und daran 
seinen Anteil hat. Das WIK habe „ei-
ne ökonomische Form der Aufklä-
rung“ in der deutschen Telekommuni-
kations- und Postpolitik betrieben.

Talkrunde
Der offizielle Teil des Abends wurde 
abgeschlossen mit einer von Andrea 
Schweinsberg und Ulrich Stumpf mo-
derierten Talkrunde, für die Matthias 
Kurth, der frühere 
Präsident der Bun-
desnetzagentur, Dr. 
Horst Lennertz, 
früherer Geschäfts-
führer von E-Plus 
und Mitglied des 
Vorstands von KPN 
sowie Dr. Chris-
topher W. Grüne-
wald, Geschäfts-
führer der Gebr. 
Grünewald GmbH 
& Co. KG und Vor-
sitzender des Wirt-
schaftsbeirats 
Energie des WIK, 
Rede und Anwort 
standen. Matthias 
Kurth, der das WIK 

über 10 Jahre u.a. auch als stellver-
tretender Vorsitzender des Aufsichts-
rates begleitet hat, hob hervor, dass 
das WIK über eine hohe internationa-
le Reputation verfügt, wie er oft in 
seinen Gesprächen mit Vertretern der 
EU Kommission und anderer europä-
ischer Regulierungsbehörden feststel-
len konnte. Er stellte das Erfordernis 
der Neutralität heraus, das ein zentra-
les Gebot der Politikberatung sein 
müsse. Im Übrigen war ihm die klare 
Trennung der Entscheidungsebene 
von der Beratungsebene wichtig: „Der 
Berater muss dem Entscheider immer 
mehrere Optionen aus seiner Analyse 
anbieten, anderenfalls wird er seiner 
Rolle nicht gerecht.“

Dr. Grünewald hob in der Diskussion 
hervor, dass wir in Deutschland ein 
neues ordnungspolitisches Leitbild für 
die Energiewende benötigen, um 
dem derzeit von Subventionen durch-
drungenen System wieder eine klare 
Richtung zu geben. Das WIK ist her-
vorragend aufgestellt, um hierzu 
wichtige Beiträge zu leisten.

Herr Dr. Lennertz forderte vom WIK 
weiterhin unbequeme, aber für die 
Branche wichtige Themen aufzugrei-
fen und mutig neue Vorschläge für 
die Sektorgestaltung zu unterbreiten. 
Er erwähnte in diesem Zusammen-
hang die vollständige Privatisierung 
der DTAG. Weiterhin griff er sein ge-
flügeltes Wort auf, das er bereits frü-
her gebraucht und geprägt hat: 
„Wenn es das WIK nicht bereits gäbe, 
müsste es neu erfunden werden.“

Wir bedanken uns auch an dieser 
Stelle bei allen aktiv an unserer Jubi-
läumsfeier Mitwirkenden. Weiterhin 
bedanken wir uns herzlich für den vie-
len Zuspruch und die guten Wünsche, 
die uns unsere Gäste übermittelt ha-
ben.

Karl-Heinz Neumann

Ministerialdirigentin Bärbel Vogel-Middeldorf,
BMWi

Jochen Homann, Präsident der Bundesnetza-
gentur

v.l.n.r.: Dr. Andrea Schweinsberg, Dr. Christopher W. Grünewald, Matthias 
Kurth, Dr. Horst Lennertz, Dr. Ulrich Stumpf
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK

Bandbreitenbedarf für intelligente Stromnetze

Einleitung
Die heutigen Energiesysteme stehen 
vor einem großen strukturellen Wan-
del. Immer stärker drängt Strom aus 
erneuerbare Energien in das Netz, 
darunter ein Großteil aus Wind- und 
Photovoltaikanlagen, deren Eispei-
sung (wetter- und tageszeitabhängig 
bedingt) fluktuierend erfolgt und somit 
schwieriger prognostizierbar ist als 
bei fossilen Erzeugungsformen, Bio-
gas oder der Kernkraft. Gleichzeitig 
ist ein Trend zur Dezentralisierung, 
d.h. zu kleinteiliger und verbrauchs-
naher Erzeugung festzustellen. Dies 
bringt neue Herausforderungen für 
das gesamte Energiesystem mit sich. 
In erster Linie stellt sich für die Netz-
betreiber das Netzmanagement als 
komplexeres Problem dar, als dies in 
der Vergangenheit der Fall war. Die 
Netzstabilität bei einer signifikant hö-
heren Anzahl von Einspeisern zu ge-
währleisten ist in zunehmendem Ma-
ße nur noch durch den Einsatz von 
Informations- und Telekommunikati-
onstechnologien (IKT) möglich. Dazu 
können auch intelligente Stromzähler 
(Smart Meter) gehören, die neben 
der Erleichterung netzspezifischer 
Anforderungen auch Vorteile für die 
Endkunden mit sich bringen können. 
So erleichtern diese z.B. den Ab-
rechnungsprozess oder den Lieferan-
tenwechsel bzw. können durch detail-
liertere Messung den Stromverbrauch 
für den Kunden transparenter ma-
chen. Ein weiteres zukünftiges Ge-
schäftsfeld stellt die Elektromobilität 
dar. 

Für alle genannten Bereiche ist eine 
schnelle und sichere Datenübertra-
gung eine notwendige Voraussetzung 
zur Realisierung eines intelligenten 
Energiesystems (Smart Grids/Smart 
Markets). Die einzelnen Anwen-
dungsfälle unterscheiden sich dabei 
hinsichtlich ihres Datenvolumens, der 
Priorität der Datenübertragung und 
der Häufigkeit der Übertragungen. Es 
stellt sich daher die Frage, wie die 
Telekommunikationsnetze insbeson-
dere bezüglich ihrer Bandbreite und 
Verfügbarkeit ausgelegt sein müssen, 
um den Anforderungen eines rei-
bungslos funktionierenden Smart 
Grids zu genügen. Hierfür ist insbe-
sondere das Verhalten in der Busy 

Hour des zugrundeliegenden Tele-
kommunikationsnetzes maßgebend.

Diese Studie leitet für die derzeit dis-
kutierten unterschiedlichen Anwen-
dungsfälle mögliche Kommunikati-
onsprofile, Volumina und andere An-
forderungen an das zugrunde liegen-
de Netz ab und beurteilt die prinzipi-
elle Eignung existierender Breitband-
netze. Damit kann eine wesentliche 
Frage, inwieweit der Aufbau von 
Smart Grids und die Nutzung von 
Smart Market Anwendungen gleich-
zeitig das Ausrollen von Breitband-
netzen durch die Energieversorger 
bedingt, durch diese Studie beant-
wortet werden. 

Anwendungsfälle und deren 
Bandbreitenbedarf
Die untersuchten Anwendungsfälle 
beziehen sich zunächst auf das Ver-
hältnis des Endkunden zu einem drit-
ten Akteur (Lieferant, Netzbetreiber, 
Messstellenbetreiber etc.). Die Wei-
terleitung von Primärdaten (z.B. vom 
(unabhängigen) Messstellenbetreiber 
zum Netzbetreiber zur Abrechnung 
der Netznutzungsentgelte oder der 
Bilanzkreisabrechnung) spielen bei 
der Betrachtung zunächst keine Rol-
le, da hier auf den Bandbreitenbedarf 
beim Endkunden und seine Kommu-
nikation aus dem Haus heraus in ein 
Weitverkehrsnetz (WAN: Wide Area 
Network) fokussiert wird. Es werden 
die folgenden Anwendungsfälle dis-
kutiert: 

Datenübertragung zur Information 
des Kunden

Datenübertragung zur Abrech-
nung

Neue Produktangebote für den 
Endkunden

Datenübertragung zur Steuerung 
und Regelung

Wartung der Netzapplikationen

Elektromobilität

Für die genannten Anwendungen 
werden die Kommunikationsbedarfe 
zum Messen/Ablesen relevanter In-
formationen und zur Steuerung/Re-
gelung des Netzbetriebes abgeleitet 
und zusammengeführt. Aus ihnen soll 
überschlägig der Bandbreitenbedarf 

an ein Telekommunikationsnetz ab-
geschätzt werden, einschließlich sei-
ner Quelle - Senke Beziehungen und 
seines Beitrags zum Kapazitätsbe-
darfs zur Busy Hour, soweit dies 
möglich ist. Dabei unterstellen wir 
zunächst eine zentrale Kommunikati-
onsarchitektur. Aus dieser lassen 
sich die Änderungen bei einer de-
zentralen Kommunikationsarchitektur 
ableiten.

Wir haben die Kommunikationsvolu-
mina von der Anwendung her sehend 
als Nutzdaten oder Nutzdatenkapazi-
tät betrachtet. Zur Dimensionierung 
der Telekommunikationsnetze muss 
jedoch das Brutto-Kommunikations-
volumen einschließlich der Protokoll-
Overheads berücksichtigt werden. 
Der Einfachheit halber unterstellen 
wir ein ausreichend dimensioniertes 
zuverlässig arbeitendes Kommunika-
tionsnetz, so dass keine ergänzen-
den Overhead-Volumina für das wie-
derholte Senden von Datenpaketen 
berücksichtigt werden müssen. Ein 
TCP/IP-Protokollrahmen mit Ethernet 
in Layer 2 benötigt: 20 (TCP) + 20 
(IP) + 38 (Ethernet) = 78 Byte Proto-
koll-Overhead. Hinzu kommen je Pa-
ket maximal 15 Byte zum Auffüllen 
der 16 Byte Blöcke für eine TLS-
Verschlüsselung1

Wir gehen davon aus, dass bis zu ca. 
1.000 Byte große Pakete versendet 
werden. Größere Nutzdatenmengen 
werden in mehrere Pakete verpackt, 
die getrennt, aber miteinander verket-
tet übertragen und am Ende wieder 
zusammengesetzt werden. Damit be-
trägt der Overhead für kurze Pakete 
(100 Byte) 93%, für größere Pakete 
(1.000 Byte) fällt er auf 9,3%, um 
dann dort konstant zu bleiben. In un-
seren Überschlagsrechnungen ver-
anschlagen wir rund 100 Byte Proto-
kolloverhead, d.h. 100% Zuschlag zu 
den Nutzdaten für die kleinen Pakete 
und 10% für Nutzdatenvolumina ab 
1.000 Byte. Diese Overheads sind in 
den nachfolgend genannten Kommu-
nikationsvolumina enthalten. 

Man erkennt schnell, dass der Band-
breitenbedarf bei einem durchschnitt-
lichen Endverbraucher mit Standard-
profil sehr gering ist (1 x monatlich 
ein Kommunikationsvorgang mit 1,6 
Kbit/s, selbst wenn Daten zur Infor-
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mation des Kunden aus zentralen 
Stellen beim Lieferanten an den End-
verbraucher übertragen werden, wer-
den kurzzeitig nur 400 kbit/s benötigt, 
wobei der Anschluss eine noch nied-
rigere Kapazität haben könnte, wenn 
denn die Informationsübertragung 
etwas länger dauern darf.

Auf neue spontane Tarifangebote 
kann ein Endverbraucher nur dann 
eingehen, wenn er nach Tageszeiten 
differenziert abgerechnet werden 
kann, also eine registrierte Last-
gangmessstelle hat. Hier kann es, 
wenn der Verbraucher auf unter-
schiedliche Angebote über Tag ein-
geht, diese außerhalb des Viertel-
stundenrasters liegen und das Ab-
rechnungsergebnis unmittelbar ange-
zeigt wird, zu einer quasi permanen-
ten Ablesung in Echtzeit (wir haben 
einen Sekundentakt angenommen) 
kommen. Das Ablesen könnte dann 
eine Dauerlast von 1,6 kbit/s von der 
Messstelle zum Messstellenbetreiber 
hin generieren. Wenn die Ergebnisse 
im selben Rhythmus (sekündlich) ak-
tualisiert werden müssten, käme in 
die andere Richtung (Lieferant - >
Messstelle) noch einmal deutlich 
mehr, 400 kbit/s, hinzu2. Dieser Wert 
würde sich bei einem Anzeigentakt 
von 10 Sekunden auf 40 kbit/s redu-
zieren. Notwendig wäre die Kommu-
nikation zwischen Lieferant und Ver-
braucher nur für die Zeit, in der der 
Verbraucher sich über Verhalten in 

Echtzeit informieren will, typischer-
weise also eher selten. 

Eine kommunikativ höhere Last ent-
steht auch dort, wo Messdaten zum 
Netzbetrieb in Echtzeit (Sekunden-
rhythmus) erfasst und an den Netz-
betreiber weitergeleitet werden. Der 
Extremfall wäre eine Erfassung an al-
len Verbrauchs- und Erzeugerstellen 
sowie an den Ortsnetz- und Mit-
telspannungstrafos. Wir schätzen ei-
ne permanente Kommunikationslast 
von 2,4 Kbit/s je Verbraucher und Er-
zeuger-Messstelle zum Netzbetreiber 
hin ab, aus der heraus jedoch auch 
die Abrechnungsdaten gewonnen 
werden könnten. Die Steuerungsbe-
fehle zum Steuern von Erzeugern 
und Verbraucher zum Regeln des 
Netzbetriebes fallen im Vergleich da-
zu nicht ins Gewicht.

Die Pflege von Software und ihr Up-
grade durch Downloads bedeutet für 
die Telekommunikationsanschlüsse 
die im Vergleich höchste punktuelle 
Belastung mit einem Band-
breitenbedarf von ca. 1 Mbit/s unter 
den hier unterstellten Annahmen (10 
Mbyte Update Nachrichten, Down-
loadzeiten von 80 Sekunden). 

Alle hier abgeschätzten Werte liegen 
deutlich unter den Werten einer flä-
chendeckenden Breitbandversorgung 
von 1 Mbit/s. Der Zugang zum End-
verbraucher stellt daher bereits heute 

telekommunikativ keinen Engpass 
dar. 

Andererseits stellt sich natürlich auch 
die Frage, welche Datenaggregation 
an zentraler Stelle im Netz entsteht. 
Wir gehen vom extremen Fall einer 
Echtzeitmessung an jeder Verbrau-
chermessstelle, jedem Erzeuger und 
den Ortsnetztrafos aus. Wir unterstel-
len je Verbraucher-Messstelle (Haus-
halt) 10% Zuschlag für Gewerbekun-
den und je 1% für Ortsnetztrafos und 
dezentrale Erzeuger. Bei 30.000 
Haushalten ergeben sich 33.600 
Messstellen, die mit überschlägig 2 
kbit/s Dauerbelastung ins Netz hinein 
kommunizieren. An zentraler Stelle 
kommen dann 67,2 Mbit/s zusam-
men. In Zeiten, in denen das 1 Gbit/s 
Interface der kleinste Standard der 
Datenkommunikation ist, stellt ein 
solcher Wert an den zentraleren Stel-
len eines Telekommunikationsnetzes 
und in den nachgelagerten Datenver-
arbeitungssystemen keine Heraus-
forderung mehr dar. Sollten nur die 
Ortsnetzstationen Messdaten zur 
Netzsteuerung beitragen, kämen nur 
8,8 kbit/s x 300 Trafos = 2,64 Mbit/s 
zusammen.

Nachfolgend spiegeln wir den abge-
schätzten Bedarf an Bandbreite für 
Smart Grid und Smart Market An-
wendungen an den bestehenden Inf-
rastrukturen für Telekommunikation.

Abgleich des Bedarfs mit 
der bestehenden Infrastruk-
tur 
Die verschiedenen Anwendungsfälle 
haben gezeigt, dass gegenüber der 
Leistungsfähigkeit moderner Tele-
kommunikationsnetze der Bandbrei-
tenbedarf der Anwendungsfälle aus 
dem intelligenten Stromnetz bezogen 
auf den einzelnen Verbraucher bzw. 
die einzelne Messstelle eher gering 
ist. So sind Bandbreiten von weniger 
als 10 Kbit/s permanent oder von 44 
Kbit/s einmal täglich bezogen auf den
Anschluss in jedem Fall gering. Eher 
wirken Dauerlasten in Telekommuni-
kationsnetzen problematisch, als 
burstartige einzelne Übertragungs-
spitzen. 

Die heute üblichen DSL-Anschlüsse 
auf der Basis von Kupferdoppeladern 
vom Hauptverteiler der Deutschen 
Telekom bis zum Endkunden bieten 
Anschlussgeschwindigkeiten von 256 
Kbit/s bis ca. 16 Mbit/s. Sie übertra-
gen als typisches Lastprofil in der 
Busy Hour derzeit durchschnittlich
etwa 80 Kbit/s, wobei hier kapazitiv 

Tabelle 1: Anwendungsfälle
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und technisch gesehen Raum nach 
oben besteht. Die in der Studie abge-
schätzten Verkehre könnten also in 
einem derartigen Netz jederzeit mit 
übertragen werden. Da bereits heute 
umfangreiche Software-Upgrades für 
die angeschlossenen PCs und Rou-
ter über derartige Netze durchgeführt 
werden, wäre dies auch für Smart 
Grid bzw. Smart Market Endgeräte 
vorstellbar. Allerdings sind insbeson-
dere die schmalbandigeren An-
schlüsse dort auch schon am Ende 
ihrer Leistungsfähigkeit, je nach Um-
fang der Downloads. 

DSL-Netze stehen nicht überall zur 
Verfügung, insbesondere nicht im 
ländlichen Raum und bei größeren 
Anschlussleitungslängen. Dies wird 
derzeit durch den priorisierten Aus-
bau von LTE in den Gebieten beho-
ben, die von den Landesregierungen 
als unterversorgt gemeldet und in die 
Lizenzauflagen für Mobilfunkfrequen-
zen um 800 MHz eingeflossen sind. 
Im Rahmen der Breitbandstrategie 
des Bundes kann davon ausgegan-
gen werden, dass bis Ende 2012 flä-
chendeckend Anschlüsse mit min-
destens 1 Mbit/s Download zur Ver-
fügung stehen. Dort, wo in einzelnen 
Fällen eine Versorgung dennoch 
nicht stattfinden kann, können auch 
Satelliten gestützte Lösungen einge-
setzt werden. Diese haben jedoch 
signifikant höhere Signallaufzeiten 
(ca. 700 ms (Satellit) gegenüber ca. 
50 ms (terrestrisch)). Derzeit (Stand 
Ende 2011) sind mehr als 99% der 
Haushalte mit Bandbreiten > 1 Mbit/s 
versorgt, wobei es in urbanen Berei-
chen nur wenige einzelne unversorg-
te Bereiche gibt und diese eher in 
den ländlichen Regionen liegen.

Die Laufzeiten (Delay, Latenz) und 
Laufzeitunterschiede zwischen den 
einzelnen Paketen einer Datenüber-
tragung (Jitter) sind u.E. für die Ab-
rechnung (incl. Elektromobilität) und 
Software Downloads (Wartung von 
Netzapplikationen) unerheblich. Bei 
der Daten-übertragung zur Informati-
on des Kunden kommt es ggf. zu hö-
heren Reaktionszeiten, was bei Sa-
tellitenlaufzeiten bereits gewöh-
nungsbedürftig ist. Im Kontext der 
Datenüber-tragung zur Steuerung 
und Regelung können die in jedem 
Telekommunikationsnetz auftreten-
den Laufzeiten und Laufzeitschwan-
kungen jedoch Auswirkungen haben. 
So wirken Steuerbefehle zum Schal-
ten von Erzeugern oder Verbrau-
chern nie unmittelbar, sondern um 
die Laufzeit (und nachfolgende sys-
tembedingte Reaktionszeiten) verzö-

gert. Auch eine „Echtzeit“-Über-
wachung durch sekündliche Ausle-
sung von Messwerten liefert über Sa-
tellitenanschlüsse immer zeitversetz-
te Ergebnisse, die sich aber durch 
das Mitübertragen der Ablesezeit hei-
len lassen. Im Ergebnis hängt das 
Einbeziehen von deutlich laufzeitver-
zögernden Telekommunikationsnet-
zen von den Anforderungen der An-
wendungen ab. Wir unterstellen, dass 
auch die Einbeziehung von Satelli-
tennetzen zur Kommunikation im 
Kontext der Steuerung und Regelung 
eines intelligenten Stromnetzes mög-
lich ist.

Grundsätzlich sollten die Telekom-
munikationsnetze so ausgelegt wer-
den, dass der Austausch von Infor-
mationen und Daten so stattfindet, 
dass eine sichere und für den End-
verbraucher reibungslose Energie-
versorgung erfolgen kann. Es kann 
dabei grundsätzlich unterschieden 
werden zwischen solchen Informatio-
nen, die aus Gründen der Versor-
gungssicherheit für das Stromnetz 
von Bedeutung sind und solchen, die 
die Vertriebsunternehmen für Stan-
darddienstleistungen (z.B. Erstellung 
der turnusmäßigen Abrechnung) und 
darüberhinausgehende Dienstleis-
tungen (z.B. Aufspielen von Soft-
wareapplikationen auf die Zähler) be-
nötigen. Diese Unterscheidung in der 
Bedeutung für die Sicherstellung der 
Energieversorgung wird sich in der 
unterschiedlichen Priorisierung der 
zugehörigen Datenpakete in einem 
IP-Netz und den darunterliegenden 
Kommunikationsnetzen wiederfinden. 
Sofern diese Daten über ein allge-
meines öffentliches Telekommunika-
tionsnetz übertragen werden, gilt es, 
das Ranking in der Priorisierung über 
alle Verkehrsdaten einzuhalten. So 
würde die Datenkommunikation für 
die Steuerung und Regelung des Be-
triebes eines intelligenten Stromnet-
zes in einer hohen Prioritätsklasse 
übertragen (wie andere Echtzeitdaten 
und Anwendungen für Geschäftskun-
den auch), während andere Daten 
eher auf dem Niveau eines Best Ef-
fort Verkehres eingestuft werden 
würden. Ggf. würde es sich anbieten, 
die Kommunikation zur Steuerung 
und Regelung des Stromnetzes in ei-
nem Virtuellen Privaten Netz (VPN) 
mit garantierten Mindestbandbreiten 
innerhalb der öffentlichen Telekom-
munikationsnetze zu realisieren. 

Telekommunikationsnetze sind - wie 
viele andere Netze auch - für den 
Verkehr zu Spitzenlastzeiten auszu-
legen. Die Spitzenlastzeit wird in der 

Telekommunikation Busy Hour ge-
nannt. Die Netze werden so dimensi-
oniert, dass sie den durchschnittli-
chen Verkehr zur Busy Hour zuzüg-
lich einer Kapazitätsreserve zur Si-
cherstellung der Qualität bzw. einer 
Reserve für burstartiges Verkehrs-
verhalten und für den Planungsvor-
lauf über die nähere Zukunft etwa 
benötigter Kapazitätserweiterungen 
transportieren können. Für den Feh-
lerfall sind typischerweise redundante 
Ersatzwege und Kapazitäten geplant, 
es dienen zusätzlich aber auch die 
vorgenannten Kapazitätsreserven 
und die bereits beschriebene und 
insbesondere dann auch greifenden 
Priorisierung dazu, den Verkehr ohne 
wesentliche Beeinträchtigungen um-
routen zu können. Hochpriorer Ver-
kehr wird dann bevorzugt transpor-
tiert. Wie bereits festgestellt, würde 
ein öffentliches Telekommunikations-
netz den Verkehr zur Steuerung und
zum Betrieb eines intelligenten 
Stromnetzes in jedem Fall zusätzlich 
aufnehmen können. Dies gilt umso 
mehr, als für die Telekommunikati-
onsnetze große Kapazitätszuwächse 
(Anschlussgeschwindigkeiten von 
zukünftig 50 - 100 Mbit/s) bereits ge-
plant werden und der Anteil des Te-
lekommunikationsverkehrs zur Steue-
rung und zum Betrieb eines intelli-
genten Stromnetzes eher geringer 
werden wird als hier abgeschätzt. 

Dies bedeutet auch, dass ein intelli-
gentes Stromnetz von den allgemei-
nen Reserven und spezifischen Re-
dundanzen eines öffentlichen Tele-
kommunikationsnetzes im Falle von 
Fehlern des Telekommunikationsnet-
zes profitieren kann, vergleicht man 
es mit einem spezifischen, separaten 
dedizierten Telekommunikationsnetz 
zur Steuerung und zum Betrieb des 
Stromnetzes. Bei letzterem gäbe es
überproportional hohe Reserven und 
Redundanzen, deren Kosten durch 
alle Nutzungen anteilig getragen 
werden müssten.

Beim Ausbau neuer oder beim Ersatz 
bestehender Stromanschlüsse sind 
die Grenzkosten zur Beilegung von 
Glasfaserkabeln gering. Ebenso ist 
unstreitig, dass Glasfaserkabel die 
derzeit effizienteste Telekommunika-
tionsinfrastruktur hinsichtlich der 
über-tragbaren Bandbreite und hin-
sichtlich der Störfestigkeit gegen 
elektromagnetische Einflüsse von 
benachbarten Leitern oder von außen 
darstellen. Andererseits haben wir
gezeigt, dass die bestehenden Tele-
kommunikationsanschlüsse den Te-
lekommunikationsbedarf für die 
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Steuerung und den Betrieb eines in-
telligenten Stromnetzes mit zu über-
tragen in der Lage wären. So wäre 
u.U. ein investitionssparender An-
satz, bei Neuverlegungen oder Erset-
zen der Stromanschlüsse die Tele-
kommunikationsinfrastruktur mit zu 
verlegen, im Übrigen aber auf die be-
stehende Infrastruktur öffentlicher Te-
lekommunikationsnetze zurück zu 
greifen.

Fazit
Es ist als ein Ergebnis festzuhalten, 
dass bestehende öffentliche Tele-
kommunikationsnetze die erforderli-
che Telekommunikation für die Steu-
erung und den Betrieb eines intelli-
genten Stromnetzes neben dem übri-
gen Telekommunikationsverkehr zu 
übertragen in der Lage sind. Neben 
organisatorischen Herausforderun-
gen, die dabei zu lösen sind, kann 
man davon ausgehen, dass ein intel-
ligentes Stromnetz bereits heute mit 
Rückgriff auf die heute bestehende 
Infrastruktur öffentlicher Telekommu-

nikationsnetze flächendeckend aus-
gebaut werden kann, ohne dass dazu 
ein flächendeckendes Glasfasernetz 
zur Verfügung stehen muss.

Thomas Plückebaum, Matthias Wissner

1 AES-CMAC Algorithmus (RFC 4493)
2 Im Rahmen unserer zentralen Kommunika-

tionsarchitektur wird hier unterstellt, dass
der Endverbraucher sich in einem regelmä-
ßigen Rhythmus Webpages von seinem 
Lieferanten mit den aktuellen Werten her-
unterlädt. 

Vorgehensweisen der Kundenbindung
im deutschen TK-Markt 

Im Rahmen eines aktuellen For-
schungsprojekts untersucht das WIK 
die Bedeutung von Kundenbindungs-
maßnahmen im TK-Markt. Zuvor 
wurde in einem vorhergehenden Bei-
trag im WIK-Newsletter Nr. 87 darauf 
hingewiesen, dass der TK-Markt in 
einzelnen Teilen (Festnetz- und Mo-
bilfunkanschlüsse sowie -telefonie, 
Internet-Breitbandanschlüsse) einen 
erkennbaren Trend der Sättigung und 
schwindende Wachstumsaussichten 
zu verzeichnen hat, weshalb für die 
etablierten Marktteilnehmer im TK-
Markt die Verteidigung der eigenen 
Marktposition und -anteile zu einer 
der wichtigsten strategischen Unter-
nehmensaufgaben wird. Eine erfolg-
reiche Bindung von bestehenden 
Kunden wird deshalb immer mehr zu 
einem wichtigen Unternehmensziel 
für Unternehmen im TK-Markt. Doch 
wie sieht ein typischer Prozess in der 
Kundenbindung aus? Mit welchen 
Maßnahmen gehen Unternehmen im 
TK-Markt konkret bei der Kundenbin-
dung vor? Wie sehen Mechanismen 
bei der Auswahl und Setzung von 
Kundenbindungszielen aus?  

Zielentwicklung und Kun-
denauswahl
Im TK-Markt lassen sich vier grund-
legende Kundentypologien ausma-
chen, die für die Anbieter in diesem 
Sektor eine Orientierung darstellen 
für ihre Aktivitäten der Kundenbin-
dung. Abbildung 1 soll dies exempla-
risch verdeutlichen. Zwei der wich-
tigsten Variablen bei Kundenbin-
dungsmaßnahmen, der Grad der tat-
sächlichen Kundenbindung und die 
Loyalität der Kunden gegenüber dem 
Unternehmen und seinen Produkten, 
sind in einer Matrix abgetragen und in 

den Ausprägungen „niedrig“ und 
„hoch“ dargestellt. 

Die Typologie der wechselfreudigen 
Kunden sieht vor, dass die Kunden in
diesem Segment eine niedrige Loyali-
tät gegenüber dem Anbieter haben 
und konsequenterweise auch die 
Bindung an den Anbieter gering ist. 
Solche Kunden möchten ihr Ver-
tragsverhältnis beenden und haben 
sich auch schon „emotional“ von ih-
rem aktuellen Anbieter entfernt. Es 
werden alternative TK-Anbieter ge-
sucht, auch ohne Rücksicht auf mög-
liche entstehende Wechselkosten. 
Bei den verbundenen Kunden sind 

sowohl Kundenbindung als auch –
loyalität stark ausgeprägt, und diese 
Kunden sind dem Unternehmen und 
dem Produktangebot durchaus ver-
bunden. Es können jedoch Fälle auf-
treten, in denen Kunden einerseits 
keine Loyalität gegenüber ihrem TK-
Dienstleister zeigen, sie andererseits 
die Geschäftsbeziehung nicht been-
den können oder wollen. Dies ist 
bspw. dann der Fall, wenn die Wech-
selkosten für die Kunden als unver-
hältnismäßig hoch angesehen wer-
den und zusätzliche Kosten befürch-
tet werden. Dies kann der Fall sein 
bei Wechsel eines Breitbandanbie-
ters, bei dem im ungünstigsten Fall 

Abbildung 1: Kundentypologie im TK-Markt zwischen Bindung und Loyalität

Quelle: In Anlehnung an Gerpott, Torsten und Wolfgang Rams und Andreas Schindler (2001): „Cus-
tomer retention, loyalty and satisfaction in the German mobile cellular telecommunications 
market”, in: Telecommunications Policy, Band 25, S. 249-269, hier S. 255
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umfangreiche Service- und War-
tungsarbeiten in Haus oder Wohnung 
notwendig sind, bis der Anbieter-
wechsel vollzogen ist. Das letzte 
Segment der Kundentypologie stellt 
Kunden dar, die prinzipiell mit dem 
TK-Dienstleister zufrieden sind und 
eine hohe Loyalität gegenüber dem 
Anbieter empfinden, aber dennoch ihr 
Vertragsverhältnis beenden möchten. 
Dies könnte daran liegen, dass Kun-
den bspw. nach Ende ihrer Mindest-
vertragslaufzeit ein neues subventio-
niertes Endgerät haben möchten, 
weshalb bestehende Verträge ge-
kündigt werden und man als Neu-
kunde wieder Anrecht auf subventio-
nierte Hardware hat. 

Es wird klar, dass es die eine Art der 
Kundenbindungsform für den End-
kunden im TK-Markt nicht geben 
kann. So unterschiedlich die Ausma-
ße bezüglich Kundenbindung und –
loyalität sind, so unterschiedlich müs-
sen geeignete Methoden und Ansät-
ze ausfallen, um zielgerichtete Kun-
denbindungsmaßnahmen durchfüh-
ren zu können. Nachfolgend sollen 
die Auswahl der konkreten Anreiz-
maßnahmen und die Auswahl der 
richtigen Wege zur Anreizsetzung im 
TK-Markt skizziert werden.

Anreizsetzung zur Kunden-
bindung
Bei der Gestaltung von konkreten 
Maßnahmen der Kundenbindung sind 
vielfältige strategische Stoßrichtun-
gen möglich. So können geeignete 
Maßnahmen und Anreize zur Kun-
denbindung in Abhängigkeit des zu 
verfolgenden Ziels (Kunden halten 
oder Kunden entwickeln) und in Ab-
hängigkeit der aktiven oder reaktiven 
Kundenansprache erfolgen. Abbil-
dung 2 zeigt den Zusammenhang

Im TK-Sektor ist es notwendig, be-
stehende Kundenbeziehungen wei-
terzuentwickeln und die Kundenum-
sätze (ARPU) kontinuierlich zu stei-
gern. Kundenbindungsmaßnahmen in 
dieser strategischen Richtung sind 
Methoden des Up- und Cross-Selling, 
die als proaktive Maßnahmen einge-
setzt werden. Bspw. handelt es sich 
um Elemente der Tarifbündelung im 
Wege von Angebotspaketen, bei de-
nen der Kunde gewisse Leistungen 
(SMS-Flat, Voice-Flat, Daten-Flat, …) 
monatlich dazu-buchen kann.1 Ähn-
lich wirken auch Cross-Selling Maß-
nahmen, bei denen bspw. bei Bu-
chung eines Breitband-Anschlusses 
auch gleichzeitig Mobilfunkoptionen 
angeboten werden2 oder zusätzliche 
Dienste wie Sicherheitssoftware oder 
Online-Speicherplatz verkauft wer-
den.3 Auch Zugaben von Hardware 
und Equipment sowie die Teilnahme 

an Kundenbindungsprogrammen, bei 
denen der Kunde zu weiteren Trans-
aktionen und Folgekäufen animiert 
werden soll, wirken genauso.4 Deut-
lich reaktiver und auf die Erhaltung 
der Kundenbeziehung ausgerichtet 
sind die auf direkte Ansprache des 
Kunden beruhenden Maßnahmen. Im 
Wege von Direktmarketing-Aktionen 
(Mailings, persönliche Kontaktauf-
nahme, telefonische Ansprache) soll 
der Kunde zu erweiterter oder neuer 
Aktivität seiner Produkte und/oder 
Dienste animiert werden. Oft werden 
zusätzliche Angebote zum bestehen-
den Dienst oder Produkt angeboten 
(bspw. eine SIM-Partnerkarte mit 
günstigen Tarifkonditionen).5 Auf die 
Erhaltung der Kundenbindung konzi-
pierte Anreize sind individuelle Halte-
angebote und Zusatzangebote anzu-
sehen, die sowohl reaktiv als auch 
proaktiv im Laufe des Kundenlebens-
zyklus angeboten werden können. 
Gutscheine für Hardware/Equipment, 
Gutscheine, die mit Telefon- und An-
schlussrechnungen verrechnet wer-
den können, die Gewährung von Ra-
batten oder Freiminuten oder –SMS 
sowie individuelle Geschenkartikel 
sollen dafür sorgen, dass eine sich 
dem Ende nähernde Kundenbezie-
hung reaktiviert und idealerweise ver-
längert werden kann.6 Für besonders 

wichtige und umsatzstarke Kunden, 
werden bisweilen von TK-Anbietern 
exklusive Privilegien eingeräumt, wie 
bspw. bevorzugter Zugang zur Ser-
vicehotline und schneller Reparatur-
service.7 Die „Aggressivität“ der Kun-
denbindung ist tendenziell umso stär-
ker, je näher ein möglicher Zeitpunkt 
der Kündigung im Rahmen des Kun-
denlebenszyklus rückt. Besonders 
diese zeitliche Komponente des Ein-
satzes von Kundenbindungsmaß-
nahmen im TK-Markt soll nachfol-
gend skizziert werden.

Kundenbindung während 
des Kundenlebenszyklus 
Im Rahmen der Kundenbindungs-
maßnahmen im TK-Sektor muss über 
die Art und Weise entschieden wer-
den, wie man Kundenbindung durch-
führt und vor allem zu welchem Zeit-
punkt. Vereinfachend lässt sich solch 
ein Lebenszyklus in verschiedene 
Phasen unterteilen: eine Phase zu 
Beginn der Vertragslaufzeit und vor 
der Kündigung, eine Phase der er-
folgten Kündigung zumeist gegen 
Ende der Vertragslaufzeit, und 
schließlich eine Phase nach erfolgter 
Kündigung, in der für einen TK-
Anbieter gar kein Umsatz mit dem 
Kunden getätigt werden kann. Wie 

Abbildung 2: Maßnahmen und Anreize zur Kundenbindung (Auswahl)

Quelle: WIK

Abbildung 3: Bindungsmaßnahmen während des Kundenlebenszyklus

Quelle: WIK
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und wann nun Kundenbindungsmaß-
nahmen im TK-Sektor anhand der ty-
pischerweise mindestens 24-
monatigen Bindungszeit aussehen, 
zeigt Abbildung 3.

Während der Vertragslaufzeit ist es 
eine wichtige Maßnahme im TK-
Markt, Präventionen gegenüber einer 
möglichen Kündigung aufzubauen. 
Dazu werden in erster Linie Wech-
selhürden aufgebaut, die im Rahmen 
der Tarifkonditionen festgelegt wer-
den. Es werden somit Maßnahmen 
nicht-monetärer Natur ergriffen, die
oft die Bereiche Zufriedenheit und 
Serviceversprechen betreffen.8 Mit-
tels eines möglichst optimalen Nut-
zungserlebnisses soll der Kunde 
dauerhaft gehalten werden, im Ideal-
fall sogar „weiterentwickelt“ werden 
auf höherwertige Tarife und Produk-
te. Eine Buchung von billigeren und 
günstigeren Tarifen soll jedoch expli-
zit ausgeschlossen werden. Hierzu 
beispielhaft sind die sog. „Downgra-
de-Sperren“ im Mobilfunk. Stellen 
Kunden während der Laufzeit fest, 
dass sie weniger telefonieren als zu-
vor angenommen (bspw. wenn vor-
handene Inklusivminuten nicht voll 
ausgeschöpft werden), oder wird all-
gemein festgestellt, dass man mit ei-
nem anderen, neu eingeführten Tarif 
desselben Anbieters weniger bezah-
len könnte, so ist der Wechsel in ei-
nen günstigeren Tarif meistens nicht 
so einfach möglich. Die verschiede-
nen Anbieter gehen dabei unter-
schiedlich vor (siehe Tabelle 1)

Tarifwechsel unterliegen Sperrfirsten 
von üblicherweise 12 Monaten, zu-
dem werden Wechselgebühren von 
bis zu 100 Euro gefordert, um einen 
günstigen Tarif nehmen zu können. 
In zwei Fällen wird bei einem Wech-
sel in einen günstigeren Tarif die be-
stehende Vertragslaufzeit um volle 24 
Monate erneut verlängert – dies alles 
sind wirksame Wechselhürden, um 
Tarifwechsel weitestgehend zu ver-
hindern.9

Bei erfolgter (vorzeitiger) Kündigung 
und zum Ende der Vertragsbezie-
hung bilden dann verstärkt ökonomi-
sche Anreize und Wechselhürden 
den Schwerpunkt der Bindungsmaß-
nahmen, um den Kunden zu einer 
Vertragsverlängerung oder zumindest 
zu einer Rücknahme der Kündigung 
zu bewegen. Die Aggressivität des 
Einsatzes von ökonomischen Anreiz-
variablen erreicht an diesem Punkt 
ihre höchste Ausprägung, da für die 
TK-Anbieter der bisherige Kunde fak-
tisch zu einem Neukunden wird.

Erste empirische Ergebnis-
se zur Wechselbereitschaft
Wie lassen sich nun die Wirkungen 
der dargestellten Bindungsmechani-
ken empirisch erfassen? Eine Mög-
lichkeit ist es, die geäußerte Wech-
selbereitschaft der Nachfrager zu 
analysieren. Je nachdem, wie hoch 
eine Bereitschaft ausfällt, den eige-
nen Netz- oder Internetprovider zu 
wechseln, kann auf die freiwillige 
oder unfreiwillige Bindung der Kun-
den an das aktuelle Angebot und 
somit indirekt auch auf die Wirkung 
von Bindungsmechanismen ge-
schlossen werden. Abbildung 4 zeigt 
die Resultate einer Media-Studie auf 
die Frage: „Planen Sie, Ihren Mobil-
funkanbieter zu wechseln?“ und die 
Antworten der Nutzer, die einen 
Wechsel nicht planen:

Sowohl reine Prepaid-Anbieter als 
auch Anbieter von Prepaid- und 
Postpaid-Produkten verzeichnen ho-
he Resultate bei den Kunden, die ei-
nen Wechsel nicht planen. Werte im 
Bereich von über 90% bei einzelnen 
Mobilfunkanbietern betreffen dabei 
sowohl etablierte Netzbetreiber wie 
Vodafone sowie auch reine Prepaid-
Anbieter wie Aldi oder auch Blau. Die 
recht hohen Zahlen der Kunden, die 
einen Wechsel nicht planen, schei-
nen zu deuten, dass Kundenbin-
dungsmaßnahmen durchaus wirksam 
sind. Im weiteren Verlauf des Projek-
tes wird diese Wechselwirkung stär-
ker untersucht werden. Nicht zuletzt 
können sich nicht nur konkrete An-
sätze für die Angebots- und Tarifge-
staltung ergeben. Im Rahmen des 
Forschungsprojektes wird auch un-
tersucht werden, wie die Kundenbin-
dungsansätze im TK-Markt insbe-
sondere auch regulatorische Implika-

Abbildung 4: Wechselabsichten von Mobilfunkkunden

Quelle: Media-Studie „Verbraucher Analyse 2011 Klassik III Märkte“

Tabelle 1: Downgrade-Mechaniken bei deutschen Mobilfunkanbietern

Anbieter
Wechsel von 

günstigerem in 
teureren Tarif

Wechsel von teurerem in günstigeren Tarif

Zeitpunkt Wechsel-
gebühr Laufzeitverlängerung

BASE Jederzeit Nach 19*
Monaten 24,95 Euro Weitere 

24 Monate

O2 Jederzeit Nach 
12 Monaten 100 Euro Nein

T-Mobile Jederzeit Nach 
12 Monaten

Je Tarifstufe 
49,95 
Euro**

Nein

Vodafone Jederzeit Nach 
12 Monaten 49,95 Euro Weitere 

24 Monate

Quelle: Finanztest Ausgabe März 2012, www.base.de, http://hilfe.o2online.de, http://www.t-mobile.de, 
www.hilfe.vodafone.de  

* bspw. in den Tarif BASE pur classic aus einem anderen BASE Tarif
** Wechsel nur jeweils in den nächstniedrigeren Tarif möglich (Tarifstufe L in M, Tarifstufe M in S)
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tionen mit sich bringen. Es wird zu 
analysieren sein, wie der Einsatz von 
konkreten Kundenbindungsmaßnah-
men einen regulierungspolitischen 
Bedarf auslösen könnte, insbesonde-
re vor dem Hintergrund von marktbe-
herrschenden Unternehmen im TK-
Sektor.

Alessandro Monti

1 Beispielhaft sei auf den innerhalb der E-
Plus tätigen Anbieter BASE verwiesen, der 
als erster im Markt ab 2005 umfangreiche 
Zubuchoptionen für Pre- und Postpaid-
Tarife eingeführt hat.

2 Insbesondere Kabelanbieter versuchen, im 
Rahmen einer sog. Quad-Play-Strategie 
zusätzlich neben TV, Internet und Festnetz 
auch eine Mobilfunkoption anzubieten, vgl. 
bspw. das Angebot von Unitymedia, 
http://www.unitymedia.de/privatkunden/mob
il/basis-mobilvertrag/

3 So vermarktet die Deutsche Telekom so-
wohl Online- und Email-Speicher als auch 
Sicherheitssoftware aktiv mit ihren Internet-
paketen Call&Surf zusammen, vgl.

http://www.zdnet.de/88121602/ifa-
deutsche-telekom-erweitert-cloud-angebot-
fur-privatkunden/

4 Die Deutsche Telekom nimmt am bran-
chenübergreifenden Programm „Payback“ 
teil, Vodafone betreibt ein eigenes Bonus-
programm mit Namen „Stars“. Bei beiden 
Programmen können Kunden Bonuspunkte 
sammeln und gegen Prämien und sonstige 
Extras eintauschen.

5 1&1 führt eine sog. Partner- oder Zweitkarte 
ohne Grundgebühren und Mindestumsätze 
in seinem Produktangebot. Diese SIM-
Karte kann bis zu vier Mal bestellt werden 
und ist kostenlos zu einem DSL-Anschluss 
verfügbar, vgl.
http://www.1und1.de/partnerkarte

6 Bekannt im TK-Sektor sind Aktionen zur 
Kundenrückgewinnung, bspw. bot die 
Deutsche Telekom kündigungswilligen 
Kunden ein gegenüber dem Standardange-
bot um 5 bzw. 10 Euro günstigeres 
Call&Surf-Angebot an, vgl.
http://www.mobilfunk-talk.de/news/33969-
telekom-call-surf-comfort-nach-kundigung-
gunstiger/

7 Das Unternehmen 1&1 hat umfangreiche 
Servicemaßnahmen sogar auf seinen ge-
samten Nutzerkreis ausgeweitet, vgl. das 
1&1-Prinzip unter 

http://blog.1und1.de/2011/12/25/hier-gehts-
ums-prinzip-unser-versprechen-an-sie/.
Vodafone vergibt im Rahmen seines Bo-
nusprogramms „Stars“ ab 600 Euro Netto-
rechnungsumsatz jährlich zusätzliche ex-
klusive Vorteile, vgl.
https://www.vodafone.de/vodafonestars/extr
as-fuer-status-kunden.html

8 Vgl. hierzu ausführlich die Strategieentwick-
lung zur Dienstleistungsorientierung bei der 
Deutschen Telekom, dargestellt bei Gut-
sche, Jens und Christian Hahn und Ina 
Krostitz (2007): „Deutsche Telekom AG: mit 
Serviceversprechen zum Erfolg“, in: Albers, 
Sönke und Andreas Herrmann (Hrsg.): 
„Handbuch Produktmanagement“, 2007, S. 
1069-1088.

9 Sollte der Kunde einen Vertragstarif ohne 
monatliche Grundgebühr haben, relativiert 
sich die Wirkung der Downgrade-Sperren. 
Durch die Möglichkeit, eine Rufnummer 
vorzeitig auch vor Ende der Vertragslaufzeit
zu portieren, kann ein Tarifwechsel zumin-
dest insoweit durchgeführt werden, als dass 
der Anbieter komplett gewechselt werden
kann. Der ursprüngliche Vertrag läuft wei-
ter, stellt jedoch für den Kunden keine we-
sentliche Wechselhürde dar.

IT-Sicherheitsniveau in mittelständischen Unternehmen
WIK-Consult legt im Auftrag des BMWi Repräsentativerhebung zur Lage in Deutschland vor

Obwohl sich IT-Sicherheit in der Öf-
fentlichkeit und in der Wirtschaft 
längst als wichtiges Thema etabliert 
hat und die Awareness für IT-
Sicherheitsrisiken weit verbreitet ist, 
besteht der Eindruck fort, dass insbe-
sondere kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) bei der Umsetzung 
von IT-Sicherheitsmaßnahmen einen 
deutlichen Nachholbedarf aufweisen. 

Die These, dass KMU1 nicht nur bei 
technischen, sondern vor allem auch 
bei der Einführung von organisatori-
schen und personellen Maßnahmen 
im Rückstand sind, lässt sich durch 
eine aktuelle empirische Untersu-
chung von WIK-Consult im Auftrag 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
mit Fakten belegen. In zwei Erhe-
bungswellen im Sommer 2011 und 
Frühjahr 20122 wurden auf Basis ei-
ner Telefonbefragung unter Ge-
schäftsführern und IT-Verantwort-
lichen Daten gewonnen, die fundierte 
Aussagen zulassen 

zur Ausstattung und Nutzung von 
IT, 

zu IT-Sicherheitsvorfällen, 

zur Einschätzung der Bedeutung 
von IT-Sicherheit, 

zu den technischen, organisatori-
schen und personellen Maßnah-
men, 

zu den geplanten Investitionen in 
IT-Sicherheit,

zum Informations- und Bera-
tungsbedarf sowie zu 

den Hemmnissen aus Sicht des 
Mittelstandes und den möglichen 
Ansätzen für eine Erhöhung des 
IT-Sicherheitsniveaus in KMU.

Vorfälle
96 % der KMU haben Erfahrungen 
mit IT-Sicherheitsvorfällen. Ausfall 
der Technik, Malware, Spam und Da-

tenverlust verursachen die häufigsten 
Probleme (Abb. 1).

Das Thema IT-Sicherheit hat für den 
Mittelstand einen hohen Stellenwert: 
Etwas mehr als zwei Drittel messen
dem Thema eine hohe bzw. sehr ho-
he Bedeutung (69 %) zu, nur jedes 
zehnte Unternehmen schätzt die Be-
deutung als (sehr) gering ein. Im 
Vergleich mit anderen Unterneh-
mensrisiken steht die Befürchtung ei-
ner wachsenden Bedrohung durch 
IT-Vorfälle auf Platz 2 (Abb. 2).

Abbildung 1: IT-Sicherheitsvorfälle in KMU

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12
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IT-Einsatz in KMU
Der Umstand, dass KMU zwar IT als 
potenzielles Risiko für ihr Unterneh-
men einschätzen, ihr eigenes IT-
Sicherheitsniveau jedoch weitgehend 
als ausreichend betrachten, gewinnt 
vor allem deshalb Brisanz, weil der 
Mittelstand über alle Branchen hin-
weg schon längst nicht mehr zu den 
Nachzüglern bei der Nutzung von IKT 
zählt. Fast alle Unternehmen verfü-
gen über die für die Befragungsteil-
nahme relevante Ausstattung: 99,7 % 
aller KMU in Deutschland nutzen für 
ihre Geschäftsprozesse IT-Systeme, 
in fast allen Unternehmen werden 
PC-Arbeitsplätze mit Internet-Zugang 
genutzt (96 %). 88 % arbeiten mit 
mobilen Endgeräten, vor allem Note-/
Netbooks (71 %) sowie herkömmli-
chen Handys (66 %). Im Handwerk 
verwenden sogar 96 % der Unter-
nehmen Mobiltelefone. 

Von den IKT-Lösungen am häufigs-
ten genutzt werden E-Mail (98 %), 
Online-Banking (80 %) und kaufmän-
nische Software für das Rechnungs-
wesen (75 %). Sechs von zehn KMU 
übersenden die Steuer-/Beitrags-
daten auf elektronischem Weg 
(60 %), ebenso viele tauschen mit 
Kunden und Lieferanten elektronisch 
Daten aus. Jedes dritte Unternehmen 
betreibt Outsourcing (32 %) und 10 % 
der KMU setzen Cloud Computing 
ein. (Abb. 3).

Maßnahmen
Die Ergebnisse der Studie zeigen 
deutlich, dass zwischen der allge-
meinen Risikobewertung und der 
adäquaten Umsetzung von Schutz-
maßnahmen insbesondere bei 
Kleinst- und Kleinunternehmen eine 
nicht unerhebliche Diskrepanz fortbe-
steht. Offenbar unterschätzen KMU 

ihre Assets und mögliche Schadens-
wirkungen durch IT-bedingte Ausfäl-
le. Gängige technische Lösungen wie 
Virenscanner (99 %) und Firewalls 
(98 %) sind zwar nahezu flächende-
ckend im Einsatz. Bei Verschlüsse-
lungsmaßnahmen oder bei der siche-
ren Archivierung sehen die Befragten 
jedoch großen Handlungsbedarf 
(Abb. 4). 

Der Bedarf zur Umsetzung von orga-
nisatorischen Maßnahmen im Ver-
gleich zu technischen Einrichtungen 
wird deutlich geringer eingeschätzt 
(Abb. 5) . Dies gilt auch für ver-
gleichsweise unaufwändige und we-
nig kostenintensive Maßnahmen. So 
wird in weniger als zwei Dritteln der 
Unternehmen die Unternehmenslei-
tung regelmäßig über den Stand der 
IT-Sicherheit informiert (63 %). In nur 
etwa der Hälfte der KMU werden die 

Abbildung 2: Unternehmensrisikien – IT-Sicherheit auf Platz 2

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12

Abbildung 3: Nutzung von IKT-Lösungen in KMU

Basis: relevante technische Ausstattung vorhanden n=952

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12

Abbildung 4: Technische Maßnahmen

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12
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Mitarbeiter regelmäßig für IT-Sicher-
heitsmaßnahmen sensibilisiert bzw. 
entsprechende Protokolle ausgewer-
tet. 43 % aller Unternehmen haben
keine Notfallpläne für Sicherheitsvor-
fälle. Nur etwa 30 % der Unterneh-
men bieten ihren IT-Beschäftigten
Schulungen an. 

Kosten-Nutzen Abwägung
Eine deutliche Mehrheit von 60 % der 
befragten Unternehmen räumt trotz 
des allgemein hohen Risikobewusst-
seins im Mittelstand kaum Verbesse-
rungsbedarf ein. 34 % beurteilen ihre 
IT-Sicherheit als teilweise, nur 1 % 
als stark verbesserungsbedürftig. 
33 % aller KMU mit IT planen keine 
Investitionen in IT-Sicherheit im lau-
fenden Jahr. Durchschnittlich beträgt 
die Höhe der Investitionen von KMU 
in IT-Sicherheit 3.300 Euro/Jahr. Im 
Durchschnitt geben KMU 14,1 % ih-
res IT-Budgets für IT-Sicherheit aus. 
Ein wichtiger Teil der politischen 
Agenda könnte angesichts dieser Si-
tuation darin bestehen, nicht nur die 
Awareness in Bezug auf IT-
Sicherheitsrisiken zu bestärken, son-
dern vor allem die Awareness für die 
schützenswerten Assets eines jeden 
Betriebs zu wecken, damit ein ange-
messenes Schutzprofil zu angemes-
senen Maßnahmen führen kann.

Handlungsbedarf
Wesentliche Hürden in Bezug auf die 
Verbesserung der IT-Sicherheit sind 
aus Sicht der Befragten vor allem der 
Kosten- und Zeitaufwand (jeweils 
78 %), fehlendes Personal (64 %)
und die fehlende Qualifikation der 
Mitarbeiter (63 %) (Abb. 6).

Nach Ansicht der Unternehmen sollte 
die Politik vor allem die Forschung zu 
IT-Sicherheit in den Unternehmen 

oder Hochschulen fördern (60 %), die 
entsprechenden gesetzlichen Grund-
lagen schaffen sowie mehr über Risi-
ken und Gegenmaßnahmen informie-
ren (jeweils 58 %), aber auch Schu-
lungen, etwa in Kooperation mit Ver-
bänden, anbieten (50 %) (Abb. 7). 
Neben lokalen Anbietern scheinen 
ihnen IHKn und HwKn vor Ort beson-
ders geeignet, bei der Erhöhung der
IT-Sicherheit und der Umsetzung 
entsprechender Maßnahmen mit In-
formationen zu unterstützen.

Auf die Frage, welche Voraussetzun-
gen geschaffen werden müssen, da-
mit in den Unternehmen mehr IT-
Sicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden, nennen Geschäftsführer und 
IT-Verantwortliche vorrangig Aktivitä-
ten zur Informationsbereitstellung, zur 
Aufklärung über Risiken sowie zur 
Sensibilisierung der Mitarbeiter. Wie-
derholt forderten sie auch klare Richt-

linien und gesetzliche Vorgaben so-
wie mehr Fördergelder bzw. die 
(steuerliche) Förderung von Maß-
nahmen.

Fazit
Die Awareness bei den KMU für IT-
Sicherheit ist in den letzten Jahren 
zwar gewachsen, es besteht aber 
trotz vieler Aktivitäten und Initiativen 
immer noch eine deutliche „Umset-
zungslücke“. KMU, aber auch die po-
litischen Akteure stehen nicht zuletzt 
deshalb unter einem erhöhten Hand-
lungsdruck, weil ein Qualitätssprung 
bei den Angreiffern im Sinne von Pro-
fessionalisierung und Kommerziali-
sierung zu beobachten ist. 

Das Schaffen eines hohen IT-
Sicherheitsniveaus erfordert ange-
sichts des ständigen Wandels im Mit-
telstand (Innovationen, Neugründun-
gen, Expansion) einen permanenten
Dialog mit der Wirtschaft. IT-
Sicherheit ist daher aus der Unter-
nehmensperspektive, aber auch aus 
volkswirtschaftlicher Sicht als dauer-
hafter Prozess zu verstehen.

Der Bundesminister für Wirtschaft 
und Technologie, Dr. Philipp Rösler, 
erklärte zu den Ergebnissen der Stu-
die in einer Pressemitteilung, mit der 
Studie sei deutlich geworden, dass 
kleine und mittlere Unternehmen 
beim Thema IT-Sicherheit noch 
Nachholbedarf hätten. Sie habe zu-
dem gezeigt, dass staatliche Unter-
stützung in diesem Bereich nötig und 
sinnvoll sei. Das BMWi werde die Er-
gebnisse der Studie eingehend ana-
lysieren und in die Aktivitäten ihrer
Task Force „IT-Sicherheit in der Wirt-
schaft“ einfließen lassen.

Abbildung 5: Organisatorische Maßnahmen

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12

Abbildung 6: Hemmnisse bei der Verbesserung der IT-Sicherheit aus Sicht der KMU 

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12
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Die Studie ist auf der Website der 
BMWI-Task Force „IT-Sicherheit in 
der Wirtschaft“ www.it-sicherheit-in-
der-wirtschaft.de/ oder von der WIK-
Homepage www.wik.org (Veröffentli-
chung - Studien) abrufbar.

Annette Hillebrand

1 Nach Definition des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie (BMWi) Unter-
nehmen mit unter 500 Mitarbeitern, die we-
niger als 50 Mio. Euro Umsatz im Jahr ge-
nerieren.

2 1. Befragung n=955, 2. Befragung n=922
Unternehmen. Bei der ersten Befragung 
stimmten rd. 90 % der KMU einer erneuten 
Befragung im Frühjahr 2012 zu. Aus die-
sem Pool konnten rd. 60 Prozent für eine
weitere Teilnahme gewonnen werden. Die 
übrigen Unternehmen wurden strukturgleich 
rekrutiert. Die CATI-Befragung führte Info 
GmbH, Berlin, durch.

Internationale Eisenbahnmärkte im Vergleich:
Australien, Japan und USA

Im Zusammenhang mit einer Studie 
für die Bundesnetzagentur hat das 
WIK Daten und Kennzahlen zu den 
Eisenbahnmärkten in drei außereu-
ropäischen Ländern untersucht: Aust-
ralien, Japan, und in den USA. Dieser 
Artikel stellt wesentliche Parallelen 
und Unterschiede der drei Märkte 
dar, auch im Vergleich zum deut-
schen Eisenbahnsektor.

Güterverkehr in Australien 
und USA, Personenverkehr 
in Japan
Ein wichtiger Unterschied zwischen 
den Ländern liegt zunächst im Ver-
kehr, der über die Eisenbahnnetze 
abgewickelt wird. In Australien und 
den USA ist der Eisenbahnverkehr 
vom Schienengüterverkehr geprägt 
während in Japan der Personenver-
kehr die dominierende Rolle ein-
nimmt. 

Charakteristisch für den australischen 
Eisenbahnsektor ist der hohe Anteil 
des Güterverkehrs am Eisenbahn-
verkehr, insbesondere des Trans-
ports von Kohle und Erzen von den 
Minenregionen in die Seehäfen. Mit 
einer Verkehrsleistung von rund 260 
Mrd. Tonnenkilometern1 macht der 
Eisenbahngütertransport damit rund 
ein Viertel des gesamten inländi-
schen Güterverkehrs aus.2 Im Be-
reich des Personenverkehrs ist vor 
allem der Personennahverkehr in den
Ballungsgebieten im Süd-Osten Aust-
raliens von Bedeutung, jedoch  spielt 

der Eisenbahnverkehr mit einer Ver-
kehrsleistung von rund 14 Mrd. Per-
sonenkilometern im Vergleich zum 
Straßen- und Luftverkehr eine insge-
samt eher unbedeutende Rolle.3

Ein ähnliches Bild bietet der US-
amerikanische Eisenbahnmarkt, der 
ebenfalls vorwiegend vom Güterver-
kehr geprägt ist und mit rund 2237 
Mrd. Tonnenkilometern einen Anteil 
von knapp 40% am Gesamtgüterver-
kehr in den USA aufweist. Der Per-
sonenverkehr ist mit rund 27 Mrd. 
Personenkilometern4 in der intermo-
dalen Betrachtung ebenfalls vernach-
lässigbar, auch wenn zuletzt Diskus-
sionen über den Aufbau neuer Stre-
cken und den Ausbau bestehender 
Strecken aufgekommen sind, um 
Hochgeschwindigkeitszüge nach eu-
ropäischem und japanischem Vorbild 
zu ermöglichen.

Japan stellt hinsichtlich der Verkehrs-
leistungen nahezu das Gegenteil der 
beiden anderen Länder dar: Der Ei-
senbahngüterverkehr ist mit einer 
Leistung von 19 Mrd. Tonnenkilome-
tern und einem Anteil von ca. 4 % am 
gesamten inländischen Güterverkehr 
von nachrangiger Bedeutung, wohin-
gegen der Eisenbahnpersonenver-
kehr mit 393 Mrd. Personenkilome-
tern rund 30% des gesamten inländi-
schen Personenverkehrsaufkom-
mens abwickelt.5 Hierbei spielt si-
cherlich das gut ausgebaute Netz der 
japanischen Hochgeschwindigkeits-
züge (Shinkansen) eine zentrale Rol-

le sowie die große Bedeutung des 
Personennahverkehrs für die urba-
nen Ballungsgebiete.

Abbildung 1 stellt die Verkehrsleis-
tungen des Schienengüter- und 
Schienenpersonenverkehrs im Ver-
gleich zu Deutschland dar.

Infrastruktur- und Verkehrs-
anbieter in Australien 
Erhebliche Unterschiede bestehen 
auch hinsichtlich der am Markt täti-
gen Unternehmen und der Infrastruk-
tur: 

In Australien besteht grundsätzlich 
eine vertikale Separierung zwischen 
den Eisenbahnverkehrsunternehmen 
und den Infrastrukturbetreibern. Im 
Rahmen der Liberalisierung und der 
Öffnung des Marktes für Wettbewerb 
in den 1990er Jahren wurde mit der 
Australian Rail Track Company 
(ARTC) ein staatlicher Infrastruk-
turanbieter geschaffen, der als „one-
stop-shop“ die Transaktionskosten 
zwischen den Zugang suchenden 
Unternehmen minimieren sollte. Im 
Schienengüterverkehr stehen sechs 
größere Privatunternehmen im Wett-
bewerb. Der Personenfernverkehr 
wird im Wesentlichen von einem pri-
vaten Unternehmen und einem teil-
privatisierten Unternehmen angebo-
ten. Daneben existieren noch mehre-
re urbane Nahverkehrsunternehmen, 
die mit eigenen Infrastruktureinrich-
tungen in den Ballungsgebieten im 

Abbildung 7: Politischer Handlungsbedarf aus Sicht der KMU 

Quelle: WIK-Consult Studie IT-Sicherheitsniveau in KMU 2011/12
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Südosten Australiens aktiv sind und 
meist in Kooperationen zwischen pri-
vaten Unternehmen und den Bun-
desstaaten und Kommunen betrieben 
werden. 

Im australischen Eisenbahnver-
kehrsmarkt sind fast ausschließlich 
private Unternehmen aktiv, wobei die 
Personennahverkehrsunternehmen 
zumeist im Rahmen öffentlich-
privater Partnerschaften betrieben 
werden. Die Eisenbahninfrastruktur 
hingegen wird vorwiegend unter 
staatlicher Beteiligung bereitgestellt, 
entweder wie im Fall der ARTC durch 
ein staatliches Unternehmen oder 
durch Vermietung staatlicher Schie-
nenwege an Unternehmen. 

Anbieter in Japan
Im japanischen Markt wurden die 
meisten Eisenbahnstrecken histo-
risch (v.a. seit den 1920er Jahre) von 
privaten und/oder privat-öffentlichen 
Investoren gebaut und sind seitdem 
in Privatbesitz. Diese privaten Anbie-
te bedienen überwiegend den Pend-
ler- bzw. Regionalverkehr und teils 
auch den Nahverkehr in Großstädten. 

Zusätzlich gab es eine staatliche Ei-
senbahngesellschaft (JNR), die 1987 
privatisiert und in sechs regionale 
Anbieter aufgespalten wurde. Drei 
dieser sechs Anbieter sind börsenno-
tiert, die anderen in Staatsbesitz. Sie 

bedienen überwiegend Fernver-
kehrstrecken, insbesondere die 
Hochgeschwindigkeitszüge Shinkan-
sen. 

Alle Eisenbahnunternehmen in Japan 
(in Personenverkehr) fahren aus-
schließlich auf eigenen Schienenwe-
gen und haben eigene Bahnhöfe. Es 
gibt daher zum Teile redundante 
Schienennetze, d.h. streckenweise 
parallele Schienenwege verschiede-
ner Anbieter. In einigen Fällen ver-
binden Anbieter ihre Schienennetze 
und betreiben in Kooperation ge-
meinsame Linien. 

Eisenbahn-Güterverkehr wird in Ja-
pan faktisch nur vom staatliche Un-
ternehmen JR Freight angeboten. Es 
hat keine eigene Infrastruktur und 
nutzt v.a. die Schienenwege der 
sechs regionalen JNR-Nachfolgege-
sellschaften.

Anbieter in den USA
Der US-amerikanische Eisenbahn-
markt ist geprägt durch eine Vielzahl 
vertikal integrierter Privatunterneh-
men aus dem Güterverkehrsbereich. 
Die sieben großen, so genannten 
Class-1-Railroads, besitzen zusam-
men über zwei Drittel des Gesamt-
schienennetzes und generieren über 
90 % der Erlöse des Eisenbahngü-
terverkehrs. Ein großer Unterschied 
zu vielen anderen Ländern ist die 

Existenz redundanter Infrastrukturen 
(wie auch in Japan). So stehen an 
der Ost- und an der Westküste je-
weils zwei der Class-1-Railroads mit 
teilweise parallelen Schienenwegen 
im direkten Wettbewerb. Bereits in 
den 1970er Jahren wurde der Perso-
nenverkehr aus den privaten Unter-
nehmen in eine staatliche Auffangge-
sellschaft überführt, die heute unter 
dem Namen AMTRAK im Markt aktiv 
ist und eigene Infrastrukturen in den 
Ballungsgebieten im Nordosten der 
USA besitzt. Noch heute ist das Un-
ternehmen hochdefizitär und kann 
nur aufgrund staatlicher Subventio-
nen bestehen. 

Die Class-1-Railroads in den USA 
sind private und überwiegend bör-
sennotierte Unternehmen. Staatliche 
Eisenbahnunternehmen existieren 
streng genommen nicht. AMTRAK ist 
zwar teilweise im Besitz der öffentli-
chen Hand, aber auch die Class-1-
Railroads und andere Eigner halten 
Anteile an AMTRAK. 

Ausblick
Die dargestellten allgemeinen Infor-
mationen dienen dazu zu beurteilen, 
in welcher Hinsicht die drei Eisen-
bahnmärkte mit dem deutschen ver-
gleichbar sind und welche Unter-
schiede bestehen. In einem laufen-
den Gutachten für die Bundesnetza-
gentur untersucht WIK-Consult die 
Erfahrungen mit der ökonomischen 
Regulierungspraxis in den drei Län-
dern, insbesondere hinsichtlich der 
Analyse der Kosten von Eisen-
bahninfrastruktur und Effizienzaspek-
ten. 

Christian Bender, Alex Dieke

1 Nettotonnenkilometer bezeichnen die Ver-
kehrsleistung, die sich aus dem Produkt der 
Transportmenge  und den zurückgelegten 
Kilometern ergibt.

2 Bureau of Infrastruture, Transport and Re-
gional Economics and Australian Railway 
Association: TrainLine I – Statistical Report, 
Juni 2012, S.32

3 Australian Railway Association: Australian 
Rail Industry Report, 2010, S.8.

4 U.S. Department of Transportation, Bureau 
of Transportation Statistics, 2012; Associa-
tion of American Railroads: US Freight Rail-
road Statistics, 2012.

5 Ministry of Internal Affairs and Communica-
tion, Statistic Bureau, 2012.

Abbildung 1: Verkehrsleistung und Anteil am Gesamtverkehr

Eigene Darstellung
Daten für Deutschland basierend auf: Bundesnetzagentur: Marktuntersuchung – Eisenbahn 2011. 
Sonstige Daten basieren auf den in den Fußnoten 2 bis 5 genannte Quellen.
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Konferenzankündigung

WIK und ITG: Breitbandversorgung in Deutschland
26. und 27. März 2013, Hotel NOVOTEL, Berlin

Am 26. und 27. März 2013 veranstal-
tet die Informationstechnische Ge-
sellschaft (ITG) des VDE in Berlin 
gemeinsam mit dem Partner WIK die 
7. ITG Fachtagung „Breitbandversor-
gung in Deutschland“. Der Tagung 
voraus geht ein eintägiger Workshop 
am 25.3.2012. Der Call for Contribu-
tions brachte viele interessante Bei-
träge, die sich auf die Themengebiete

Breitbandversorgung in Deutsch-
land und der Europäische Kontext

Rahmenbedingungen und  Regu-
lierung

Kooperations- und Geschäftsmo-
delle 

Techniken und Architekturen (An-
schluss- und Inhausnetze)

Nutzung der Netze, Dienste, Con-
tent

erstrecken. Ergänzt werden die 
Vorträge durch Podiumsdiskussionen 
und Keynotes. Eine Ausstellung 
führender Hersteller im Markt be-
gleitet nicht nur die Tagung selbst, 
sondern auch den vorangestellten 
Workshop, in dem praktische 

Probleme des Aufbaus von 
Glasfasernetzen besprochen werden. 
WIK bringt in die Tagung sein Wissen 
über Rahmenbedingungen, Regulie-
rung und Geschäftsmodelle nicht nur 
im deutschen Markt ein, sondern 
auch im Blick über die Grenzen zu 
Nachbarländern. 

Detaillierte Informationen finden Sie 
auf 
http://www.vde.com/de/fg/ITG/Veranstaltu
ngen/Seiten/Veranstaltungen.aspx

2013
Hybridnetze: Baustein der Energiewende

17. April 2013, Gustav Stresemann Institut e.V., Bonn

Die Konferenz netconomica – aktuel-
le Fragen in Netzindustrien – ist seit 
einigen Jahren ein fester Bestandteil 
in unserem Jahresprogramm. Nutzen 
Sie die Veranstaltung für einen Erfah-
rungsaustausch mit den Experten Ih-
rer Branche. Im kommenden Jahr ist 
unser Thema Hybridnetze: Baustein 
der Energiewende

Die Speicherung von Strom stellt ei-
nen Schlüsselfaktor dar, um den 
Herausforderungen der Energiewen-
de zu begegnen. Neben konventio-
nellen Speicherlösungen verspricht 
eine koordinative Verknüpfung ver-
schiedenster Infrastrukturen mittels 
Informations- und Kommunikations-
technologie einen bedeutenden Bei-
trag leisten zu können. Unter dem 
Begriff der Hybridnetze werden die 

Chancen und Möglichkeiten von zum 
Beispiel Gas- und Fernwärmenetzen 
sowohl als Speicher- als auch Trans-
portmedium für die dargebotsabhän-
gigen Erneuerbaren Energien disku-
tiert.

Aktuell stellen Hybridnetze ein noch 
offenes neues Forschungsfeld dar, in 
dem sich zahlreiche Fragestellungen 
ergeben. Neben den technischen 
Herausforderungen und den Potenzi-
alen von Hybridnetzen aus verschie-
dener Perspektiven stehen auch Fra-
gen nach der regulatorischen Einord-
nung zur Diskussion.

Die netconomica 2013 wird diese 
Themenfelder adressieren. Die Kon-
ferenz bietet den Raum, Hybridnetze 
aus unterschiedlichen Blickwinkeln zu 
beleuchten und sowohl ihre Chancen 

als auch ihre Herausforderungen 
herauszuarbeiten. Hochkarätige Ver-
treter nationaler Entscheidungsträger 
und Repräsentanten von Marktteil-
nehmern und einschlägig ausgewie-
sene Wissenschaftler werden ihre 
Standpunkte vortragen und miteinan-
der sowie mit dem Auditorium disku-
tieren. Wir freuen uns auf spannende 
Diskussionen und interessante Ge-
spräche.

Die Konferenz findet statt am 17. Ap-
ril 2013 im Gustav Stresemann Insti-
tut e.V., Langer Grabenweg 68, 
53175 Bonn. Bitte merken Sie sich 
den Termin schon heute vor. Detail-
lierte Information finden Sie in Kürze 
auf www.netconomica.eu.
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Berichte von Veranstaltungen

Workshop “New ex ante remedies
against margin squeezes”

Am 26 November 2012 fand in Brüs-
sel ein von der WIK Consult organi-
sierter Workshop zum Thema Margin 
Squeeze Testing statt. Dieses Thema 
gewinnt immer mehr an Dynamik, da 
es eine wichtige Rolle in der kom-
menden Empfehlung der Kommission
bezüglich Cost Methodologies und
Non-Discrimination spielen könnte,
welche Anfang 2013 erwartet wird.
Nach den jüngsten Aussagen von Vi-
zepräsident Kroes könnten Betreiber 
mit beträchtlicher Marktmacht mehr 
Flexibilität bei der Preisgestaltung für 
Vorleistungsdienste erhalten, werden 
allerdings gleichzeitig mit strengeren
Auflagen bezüglich Diskriminierung 
und Margin Squeeze konfrontiert.

Es bestand reges Interesse auf Sei-
ten der alternativen Telekommunika-
tionsbetreiber sich einen Platz für 

diesen Workshop zu sichern. Dr. Ul-
rich Stumpf begann die Reihe der 
Vorträge mit einer Darstellung des
Margin Squeeze Testings im NGA 
Kontext. Anschließend und ergän-
zend sprach Dr. Karl-Heinz Neumann 
über die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen des Tests und die wesent-
lichen Entscheidungen. Der Morgen 
endete mit einer Präsentation von Dr.
Thomas Plückebaum über die geeig-
neten Instrumente für Margin Squee-
ze Testing und einige praktische Bei-
spiele. Zwischen den einzelnen Vor-
trägen gab es immer wieder Gele-
genheit zu Diskussion über die unter-
schiedlichen Konstellationen und 
Problemstellungen in den verschie-
denen Ländern.

Nach der Mittagspause stellte Peter 
Kroon anhand von vier Fallstudien 

einen Überblick über die verschiede-
nen europäischen Ansätzen zu Mar-
gin Squeeze Testing vor. Im An-
schluss präsentierten drei Vertreter 
von Regulierungsbehörden und ein 
alternativer Betreiber ihre Herange-
hensweise an und Erfahrungen mit 
Margin Squeeze Testing. Abschlie-
ßend folgte eine angeregte Diskussi-
on in deren Verlauf die Teilnehmer
Gelegenheit hatten diverse prakti-
sche Fragen vor allem bezüglich ihrer 
eigene Situation zu erörtern.

Alle Teilnehmer konnten aus diesem 
Workshop wertvolle praktische Infor-
mationen und ein gutes Rüstzeug für 
die kommende Empfehlung der Eu-
ropäischen Kommission mitnehmen.

Peter Kroon

Branchenworkshop zu wachstumsorientierter
Postpolitik im BMWi

Am 23. Oktober 2012 hat WIK-
Consult, gemeinsam mit ITA Consul-
ting, einen Branchenworkshop in den 
Räumen des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie in Bonn
durchgeführt. Eingeladen waren 
Brief- und Paketdienstleister, Ver-
sender und Verbände aus dem Post-
sektor. Der Workshop war das erste 
von insgesamt drei Branchentreffen 
im Rahmen einer laufenden Studie 
mit dem Titel „Wachstumsorientierte 
Postpolitik“, die WIK-Consult und ITA 
Consulting für das BMWi durchfüh-
ren. Die Studie soll Wachstums- und 
Innovationspotenziale im Postsektor 
identifizieren und Empfehlungen zu 
deren Förderung entwickeln.

„Unser Ziel ist ein hochleistungsfähi-
ger Post- und Logistiksektor“, sagte 
Dr. Peter Knauth, Leiter des Referats 
für Grundsatzfragen der TK- und 
Postpolitik, Postwirtschaft, Fach-
aufsicht BNetzA im BMWi, zur Be-
grüßung. Er betonte die wichtige Rol-
le des Mittelstands für die Entwick-
lung von Wachstum und Innovation 
im Postsektor. Der Workshop solle, 
so Dr. Knauth, dazu dienen, erste Ar-
beitsergebnisse zu präsentieren und 
Anregungen aus der Branche zu 

Wachstums- und Innovationspotenzi-
alen zu erhalten. Zudem solle der 
Workshop ein Forum darstellen, um 
die Diskussion von Branchenteilneh-
mern mit Vertretern des Ministeriums 
zu aktuellen postpolitischen Fragen 
zu ermöglichen.

Zur Einführung stellten Alex Dieke 
(WIK-Consult, Leiter der Abteilung für 
Post, Logistik und Verkehr) und Boris 
Winkelmann (ITA Consulting, Ge-
schäftsführer) eine Lagebeschrei-
bung des Brief- und Paketmarktes 
vor. Die beiden Märkte sind durch 
gegensätzliche Entwicklungen ge-
kennzeichnet: während der Brief-
markt nach etlichen Jahren des 
Wachstums mittlerweile stagniert und 
zu schrumpfen droht, kann der Pa-
ketmarkt sehr erfreuliche Wachs-
tumsraten verzeichnen, die insbe-
sondere durch den zunehmenden In-
ternethandel getrieben werden. 

Wie die Vorträge von Dr. Christof 
Schares (DHL Paket, Senior Vice 
President Produktmanagement) und 
Silvio Richter (arvato logistics, corpo-
rate real estate & transport, ein 
Dienstleistungsunternehmen der Ber-
telsmann-Gruppe, Geschäftsführer) 
zeigten, stehen die Dienstleister im 
boomenden Paketmarkt vor vielfälti-
gen Herausforderungen: Durch die 
zunehmende Zustellung an Privat-
kunden, die tagsüber nicht zu Hause 
sind, entstehen Kosten, denen für 
Händler und Kunden kein Mehrwert 
gegenübersteht. Die Dienstleister se-

Dr. Peter Knauth (BMWi) begrüßt die Teilnehmer
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hen sich daher gefordert, alternative 
Zustelllösungen für die „letzte Meile“ 
zu entwickeln.

In der Diskussion mit Branchenexper-
ten kamen, zusätzlich zu den Vertre-
tern von DHL und arvato, Dr. Ralf 
Wojtek (Vorsitzender des BIEK, Bun-
desverband Internatio-
naler Express- und Ku-
rierdienste) sowie Se-
bastian Schulz (bvh, 
Bundesverband des 
Deutschen Versand-
handels, Public Affairs) 
zu Wort. Konsens unter 
den Diskussionsteil-
nehmern war, dass im 
Paketmarkt weiteres 
Wachstum zu erwarten 
ist. Dies werde einer-
seits durch eine Zu-
nahme des E-
Commerce bei online-
affinen Produkten (z.B. 
Bücher, Fashion, Elekt-
ronik), andererseits 
durch eine Ausdeh-

nung von Internetbestellungen auf 
weitere Warengruppen erreicht, so 
etwa Möbel oder Lebensmittel. Dr. 
Schares von DHL berichtete dazu 
von einem Pilotprojekt von DHL zur 
Ausstattung von Paketzustellkästen 
mit Kühlfunktion, um die Lebensmit-
telzustellung zu ermöglichen. Als wei-
teres Wachstumssegment wurde der 
grenzüberschreitende Paketverkehr 
eingeschätzt, insbesondere der Ex-
port deutscher Versandhändler. Hier 
bestehen, so die Meinung der Bran-
chenvertreter, jedoch noch Wachs-
tumshindernisse wie z.B. fehlende 
Annahmestellen für Retouren im Aus-
land.

Die Branchenvertreter zogen ein ein-
helliges Fazit: ein Zusammentreffen 
zwischen Dienstleistern, Verbänden 
und Politik in dieser Form sollte es öf-
ter geben. Auch das Konzept der 
halbtägigen Veranstaltung mit Vor-
trägen und viel Raum für Gespräche 

und Diskussionen wurde von den 
Teilnehmern sehr gut angenommen. 
WIK-Consult und ITA Consulting wer-
teten die engagiert geführte Diskus-
sion und die vielen wertvollen Anre-
gungen der Workshopteilnehmer als 
positives Signal für eine ebenso gute 
Beteiligung an den beiden kommen-
den Branchenworkshops im Rahmen 
dieser Studie, die im Frühjahr und 
Sommer 2013 geplant sind.

Über unsere Studie
Ziel der Studie ist es, Wachstumsfel-
der und -hindernisse im Postsektor 
zu identifizieren und Empfehlungen 
zu geben, wie Wachstum und Innova-
tion gefördert werden können. Dabei 
sollen sowohl die gesetzlichen Rah-
menbedingungen der Branche als 
auch die Möglichkeiten aktiver Wirt-
schaftsförderung für den Mittelstand 
genau untersucht werden. Zudem soll 
aufgezeigt werden, welche positiven 
Auswirkungen von einem effizienten 
Postsektor auf angrenzende Bran-
chen und die Gesamtwirtschaft aus-
gehen. Wie kann die erfolgreiche Rol-
le der Paketdienstleister für den E-
Commerce fortgesetzt werden? Wel-
che Wachstumspotenziale bieten sich 
für Brief- und Paketdienste? Und 
welche Rahmenbedingungen sind 
nötig, um auch zukünftig Wachstum 
in der Postbranche zu ermöglichen? 
Diese zentralen Fragen soll die Stu-
die beantworten. 

Weitere Auskünfte zur Studie sowie 
zu den beiden geplanten Branchen-
workshops erteilt gerne Sonja Thiele, 
WIK-Consult (post-wachstum@wik.org)

Sonja Thiele

Nachrichten aus dem Institut 
Alex Dieke besucht Koope-
rationspartner in Japan
Während einer Recherchereise im 
November 2012 in Japan hat Alex 
Dieke (Leiter der Abteilung „Post, Lo-
gistik und Verkehr“ des WIK) die 
Sagami Women’s University in 
Sagami-Ono (nahe Tokio) besucht. 
Das WIK kooperiert in einem laufen-
den Projekt zur Eisenbahnregulierung 
mit Prof. Kiyotera Yuguchi. Prof Yu-
guchi steht seit vielen Jahren im Kon-
takt mit dem WIK. Sein Forschungs-

schwerpunkte liegen in 
der Verkehrswissen-
schaft sowie im Be-
reich der Telekommu-
nikations- und Funkfre-
quenzpolitik. Seit 2008 
lehrt er Wirtschaftspoli-
tik sowie Verkehrs- und 
Kommunikationswirt-
schaft an der Universi-
tät Sagami und ist dort 
Direktor der Abteilung 
für gesellschaftliches 
Management.

Dr. Christof Schares (DHL Paket) und Alex 
Dieke (WIK-Consult)

Das Expertenpanel diskutiert (v.l.n.r.): Sebastian Schulz (bvh), Dr. Ralf 
Wojtek (BIEK), Dr. Christof Schares (DHL Paket), Alex Dieke (WIK-
Consult) und Silvio Richter (arvato)

Kiyotera Yugushi (hinten links), Alex Dieke (hinten rechts), 
Studenten
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Studie über „Main Develop-
ments in the Postal Sector“: 
WIK-Consult erhält Auftrag 
der Europäischen Kommis-
sion
Die Generaldirektion Binnenmarkt der 
Europäischen Kommission hat WIK-
Consult im November beauftragt, ei-
ne Studie über die „Hauptentwicklun-
gen im Postsektor (2010-2013)“ 
durchzuführen. (Engl. Originaltitel „ 
Main Developments in the Postal 
Sector (2010–2013)“. 

Die Studie soll zunächst eine umfas-
sende Bestandsaufnahme über die 
regulatorischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Trend im Postsektor in Eu-
ropa liefern. Konkret untersucht die 
Studie 32 Staaten (27 EU-Mitglied-
staaten sowie Norwegen, Kroatien, 
Island, und Liechtenstein). 

Im Bereich der Regulierung steht in 
den „neuen Mitgliedstaaten“ der Er-
folg der Postmarktliberalisierung, d.h. 
der Umsetzung der Postdienste-
Richtlinie im Mittelpunkt. (RL 
2008/6/EG. 10 Mitgliedstaaten muss-
ten einer Ausnahmeregelung zufolge 
die RL erst bis zum Januar 2013 um-
setzen.) In den höchstentwickelten 
Mitgliedstaaten bzw. Postmärkten 
(v.a. in Skandinavien, Großbritannien 

und den Niederlanden) ist von be-
sonderem Interesse, ob und wie die 
Postregulierung mit den Herausforde-
rungen umgeht, die sich aus dem 
Rückgang der Briefmengen ergibt. 
Schließlich wird die Studie untersu-
chen, ob und wie das stark wachsen-
de Segment der E-Commerce-Pakete 
bisher reguliert wird bzw. in Zukunft 
reguliert werden sollte. Dies ist be-
sonders interessant vor dem Hinter-
grund eines Grünbuches zu E-
Commerce, das die Kommission im 
November 2012 veröffentlicht hat. 

Die wesentlichen Ziele der Studie 
sind: 

(i) Eine Bestandsaufnahme der 
Postregulierung in der EU und 
den Mitgliedstaaten seit 2010;

(ii) Ein umfassende Analyse der 
Entwicklung des Postsektors 
seit 2012, insbesondere hin-
sichtlich der Marktentwicklun-
gen, technologischen und sozia-
len Trends;

(iii) Eine tiefgehende Analyse und 
Beurteilung der Auswirkungen 
der EU-Postreformen, insbe-
sondere auf Postkunden und
Verbraucher;

(iv) Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen zur Postregulierung in 

den Mitgliedstaaten und zur 
Weiterentwicklung des europäi-
schen Postregulierung.

Die Studie soll bis zum Herbst 2013 
abgeschlossen werden und wird von 
WIK-Consult in Zusammenarbeit mit
James I. Campbell Jr. (Maryland, 
USA), Alexandre de Steel (CRID, 
Namur, Belgien) und Claus Zanker 
(Input Consulting, Stuttgart) bearbei-
tet. WIK-Consult hatte in den vergan-
genen Jahren bereits zahlreiche 
Postsektor-Studien im Auftrag der 
Kommission durchgeführt und setzt 
die erfolgreiche Zusammenarbeit mit 
dieser Studie fort.

Alex Dieke

Personalveränderungen
Zum 1. November 2012 hat Gernot 
Müller, Mitarbeiter in der Abteilung 
Post, Logistik und Verkehr unser 
Institut verlassen Er hat die Professur 
für "Wirtschaftswissenschaften mit 
dem Schwerpunkt Quantitative Me-
thoden" an der Hochschule Rhein-
Waal in Kleve übernommen. Ein For-
schungsschwerpunkt wird weiterhin 
im Verkehrs- und Logistiksektor lie-
gen. Wir wünschen unserem ehema-
ligen Kollegen alles Gute für sein zu-
künftiges Aufgabengebiet.

Wir wünschen allen unseren Lesern ein  
besinnliches Weihnachtsfest und ein  
erfolgreiches neues Jahr 2013. 
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Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbeitern des In-
stituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten Forschungsprojekten. Folgen-
de Diskussionsbeiträge werden in Kürze erscheinen und können als pdf-Datei gegen eine Schutzgebühr von 
7,00 € inkl. MwSt. bei uns bestellt werden. 

Nr. 371: Antonia Niederprüm, Sonja Thiele – Prognosemodelle zur Nachfrage von Brief-
dienstleistungen
Die Auswertung internationaler Erfah-
rungen mit Prognosen zur Briefmen-
genentwicklung in diesem Diskussi-
onsbeitrag zeigt, dass ein breites 
Spektrum quantitativer und qualitati-
ver Verfahren für die Prognose von 
Briefmengen zur Verfügung steht. 
Quantitative Verfahren stellen stets 
höhere Anforderungen an die Daten-
basis als qualitative Verfahren: die 
beobachteten Zeitreihen müssen lang 
sein und möglichst auf Quartalsbasis 
vorliegen. Diese Anforderungen kön-
nen meist nur Postdienstleister selber 
erfüllen. Da quantitative Verfahren 
keine Prognosen von Trendwenden 
erlauben, können sie nur unter stabi-
len Umweltbedingungen (z. B. Kon-
junkturzyklen) eingesetzt werden. In 
der kurzen Frist (ca. ein bis drei Jah-
re) können quantitative Verfahren zur 
Briefmengenprognose aber sinnvoll 
eingesetzt werden.

In der langen Frist haben qualitative 
Verfahren den komparativen Vorteil, 
dass sie – z. B. durch Einbeziehung 
von Expertenmeinungen – Trend-
wenden berücksichtigen können. Zu-
dem erfordern sie im Extremfall nur 
die Daten einer Periode als Basis. 
Aufgrund dieser Eigenschaften kön-

nen sie auch von Regulierungsbe-
hörden für regulatorische Zwecke, 
etwa in Preisgenehmigungsverfahren, 
genutzt werden.

Vor diesem Hintergrund empfehlen 
wir für eine Prognose der Briefmen-
gen in Deutschland die Anwendung 
einer qualitativen Methode, basierend 
auf einem parametrischen Progno-
semodell. Die Vorgehensweise bei 
der Ausgestaltung eines parametri-
schen Modells beschreiben wir in 
sechs Schritten. Im ersten Schritt wird 
der Markt segmentiert. Dabei muss 
neben Aspekten der Datenverfügbar-
keit auch der Prognosezweck sowie 
die Komplexität des Modells beachtet 
werden, die mit zunehmender Anzahl 
von Segmenten steigt. Zweitens 
muss das Basisjahr der Prognose 
festgelegt werden. Für den deutschen 
Briefmarkt existieren mehrere Daten-
quellen, die vor ihrer Verwendung als 
Datenbasis genau auf die abgedeck-
ten Dienste (u. a. Sendungsarten, 
Gewicht und einbezogene Dienstleis-
ter) sowie die verfügbare Zeitreihe 
geprüft werden sollten. Drittens muss 
der Prognosehorizont festgelegt wer-
den. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
dass die Unsicherheit der Prognose 

mit der Länge des Prognosehorizonts 
zunimmt. Viertens müssen geeignete 
Einflussfaktoren ausgewählt werden. 
Die Wahl der Einflussfaktoren und 
(fünftens) die Modellierung ihres Wir-
kungszusammenhang hat starken 
Einfluss auf das Prognoseergebnis. 
Insbesondere bei qualitativen Model-
len ist die Begründung der Modellie-
rungsentscheidungen von großer Be-
deutung und muss durch sorgfältige 
Recherchen sowie Gesprächen mit 
Branchenexperten und Marktteilneh-
mern gestützt werden. Im sechsten 
Schritt müssen konkrete Werte für die 
Faktoren und ihren Einfluss auf die 
jeweiligen Segmente eingesetzt wer-
den. 

Abschließend vergleicht die Studie 
die Sendungsmengenentwicklung in 
anderen europäischen Ländern und 
Deutschland. Dabei wurde die Rele-
vanz der Sendungsmenge pro Kopf 
für die zukünftig zu erwartenden 
Mengenverluste deutlich. Aufgrund 
der bisher relativ niedrigen Sen-
dungsmenge pro Kopf in Deutschland 
erwarten wir eher geringere Brief-
mengenverluste auf dem deutschen 
Briefmarkt als im Ausland, etwa in 
Skandinavien oder den Niederlanden.

Nr. 372: Thomas Plückebaum, Matthias Wissner – Bandbreitenbedarf für Intelligente Strom-
netze
Im Rahmen der Energiewende ent-
stehen neue Anforderungen an das 
Energiesystem. Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) 
bieten sowohl netzseitig als auch auf 
den Endkunden gerichtet neue An-
wendungs- und Lösungsmöglichkei-
ten, z.B. durch die Möglichkeit zur 
Steuerung einzelner (dezentraler) Er-
zeugungsanlagen oder das Angebot 
zeit- und lastabhängiger Tarife. Um 
dies zu ermöglichen bedarf es ent-
sprechender Telekommunikations-
netze mit ausreichender Bandbreite 
zur Durchleitung der Informationen. 

Dieser Diskussionsbeitrag untersucht 
verschiedene Anwendungsfälle und 
schätzt den jeweiligen Bedarf an 
Bandbreite ab. Im Einzelnen sind dies 
die Datenübertragung zur Information 

des Kunden, die Datenübertragung 
zur Abrechnung, neue Produktange-
bote für den Endkunden, die Daten-
übertragung zur Steuerung und Re-
gelung, die Wartung der Netzapplika-
tionen sowie die Elektromobilität. Für 
alle Anwendungen wird, je nach Not-
wendigkeit, ein zusätzliches Datenvo-
lumen zum Schutz der Daten kalku-
liert. Es zeigt sich, dass alle abge-
schätzten Werte deutlich unter den 
Werten liegen, die für eine flächende-
ckende Breitbandversorgung bei 1 
Mbit/s definiert wurden. Der Zugang 
zum Endverbraucher für neue An-
wendungen im Bereich Smart Grids/
Smart Meter stellt daher bereits heute 
telekommunikativ keinen Engpass 
dar. 

Bestehende öffentliche Telekommu-
nikationsnetze sind in der Lage, die 
erforderliche Telekommunikation für 
die Steuerung und den Betrieb eines 
intelligenten Stromnetzes neben dem 
übrigen Telekommunikationsverkehr 
zu übertragen. Neben organisatori-
schen Herausforderungen, die dabei 
zu lösen sind, kann man davon aus-
gehen, dass ein intelligentes Strom-
netz bereits heute mit Rückgriff auf 
die heute bestehende Infrastruktur öf-
fentlicher Telekommunikationsnetzes 
flächendeckend ausgebaut werden 
kann, ohne dass dazu ein flächende-
ckendes Glasfasernetz zur Verfügung 
stehen muss. 

Die Bereitstellung der für Smart Grids 
bzw. Smart Markets benötigten TK-
Infrastruktur kann dabei grundsätzlich 
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auf zwei Wegen erfolgen. Zum einen 
ist denkbar, dass jeder Akteur im 
Energiemarkt (Netzbetreiber, Liefe-
rant, Messstellenbetreiber etc.) seine 
eigene Infrastruktur aufbaut (dezidier-
ter Ansatz) zum anderen kann es 
gemeinsam mit mehreren Akteuren 
genutzte Netze geben. Beide Ansätze 
besitzen jeweils Vor- und Nachteile. 
Bei gleichzeitigem Ausbau von 
Strom- und TK(Glasfaser)-Infrastru-
ktur ergibt sich bei einer Kostentei-
lung mit einem Stromverteilnetz eine 

Senkung der Infrastrukturkosten für 
beide Infrastrukturbetreiber, weil sich 
größere Raumsegmente (z.B. Rohr-
züge für Kabel) generell zu niedrige-
ren spezifischen Kosten je Raum-
segment verlegen lassen als kleine. 
Der Ausbau von Glasfasernetzen für 
die Telekommunikation wird daher at-
traktiver, Teile der Infrastrukturkosten 
werden durch das Stromnetz getra-
gen. (Gleiches gilt gleichzeitig auch 
umgekehrt für das Stromnetz.) 

Eine Quersubventionierung könnte 
dadurch entstehen, dass Glasfasern 
für den Betrieb des Stromnetzes aus-
gebaut werden, für die keine Not-
wendigkeit besteht, nur um ein preis-
wertes Telekommunikationsnetz mit 
auszubauen. Die Regelungen im § 7 
TKG (Strukturelle Separierung) sind 
allerdings sehr weitgehend und 
scheinen geeignet, Quersubventio-
nierung wirksam zu unterbinden. 
Handlungsbedarf besteht an dieser 
Stelle daher nicht.

Nr. 373: Christine Müller, Andreas Schweinsberg: Der Netzbetreiber an der Schnittstelle von
Markt und Regulierung
Das gegenwärtige Energiesystem 
steht vor einem weitreichenden 
Transformationsprozess. Die zuneh-
mende Einspeisung aus erneuerba-
ren Energiequellen hat zur Folge, 
dass sich die physikalischen Ge-
setzmäßigkeiten des Energiesystems 
verändern. Auf dezentraler Ebene 
nehmen Energieflüsse vermehrt bi-
direktionale Wege und unterliegen ei-
ner zunehmenden Volatilität. Dadurch 
wird das konventionelle Kupfernetz 
vor neue Anforderungen gestellt, um 
als kritisches Transportmedium den 
strukturellen Wandel des Energiesys-
tems auf der Verteilernetzebene zu 
bedienen. Informations- und Kommu-
nikationstechnologien (IKT) rücken 
ins Blickfeld und ihre Potenziale wer-
den als weitreichend eingestuft. 
Durch die Ausstattung der Netze mit 
IKT (intelligente Netze) können bi-
direktionale und dargebotsabhängige 
Energieflüsse informatorisch erfasst 
und durch Netzsteuerungsmaßnah-
men und kommunikative Vernetzung 
verstetigt werden. Auch erzeugungs-
und verbrauchsseitig eröffnet die 
Technologie völlig neue Perspekti-
ven.

Durch eine IKT-basierte Verknüpfung 
der einzelnen Wertschöpfungsstufen 
verändern sich Rollen und Zuständig-
keiten der etablierten energiewirt-
schaftlichen Akteure. Neue, auch 
sektorfremde Akteure treten in das 
System ein und perspektivisch ent-
stehen neue Interaktionsmuster. 
Überdies können sich perspektivisch 
regionale Marktplätze etablieren, die 
auf den sich wandelnden physikali-
schen und kommerziellen Strukturen 
aufsetzen. Hinter diesen Entwick-
lungstendenzen steht das Ziel eines 
effizienten Ausgleichs des Angebotes 
von und der Nachfrage nach (darge-
botsabhängigen) Energiemengen un-
ter Berücksichtigung der verfügbaren 
Netzkapazität.

Vor diesem Hintergrund besteht eine 
der wesentlichen Herausforderungen 
darin, die Implikationen des Trans-
formationsprozesses, der sich zu-
nächst einmal im wettbewerblichen 
Umfeld vollzieht, für die regulatori-
schen Rahmenbedingungen auszulo-
ten. Drei zentrale Fragen, die sich da-
raus ergeben, werden in diesem Dis-
kussionsbeitrag reflektiert: 

Erstens, wie gestaltet sich die Rolle 
des Netzbetreiber in diesem sich 
wandelnden Umfeld, wie sieht sein 
Aufgaben- und Verantwortungsbe-
reich aus und welche Instrumente 
werden ihm an die Hand gegeben, 
um den Netzbetrieb angesichts des 
fortschreitendem Transformations-
prozesses effizient zu gestalten.

Zweitens, welche Interaktionsmög-
lichkeiten hat der Netzbetreiber mit 
der marktlichen Sphäre, um seiner 
Verantwortung nachzukommen, das 
Netz unter dem Primat der Versor-
gungszuverlässigkeit sicher zu be-
treiben und wenn nötig durch korrigie-
rendes Eingreifen mögliche Netzeng-
pässe zu beheben. Diese Optionen 
für seinen sich verändernden Aktions-
radius werden anhand verschiedener 
Anwendungsfällen illustriert.

Drittens erfolgt eine ökonomische 
Analyse, bis zu welchem Maß markt-
liches Handeln zur Bewirtschaftung 
von Netzengpässen die vorteilhaftere 
Alternative für den Netzbetreiber dar-
stellt und ab wann Netzausbau gebo-
ten ist.
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